2.3121

GESCHAFTSORDNUNG DES LANDRATS (GO)

(vom 4. April 2012"; Stand am 1. Juni 2017)

Der Landrat des Kantons Uri,
gestiitzt auf Artikel 89 Absatz 2 der Verfassung des Kantons Uri?,

beschliesst:

1. Kapitel: ANWENDBARES RECHT

Artikel 1 Massgebliche Rechtsgrundlagen

Die Arbeiten des Landrats und seiner Organe richten sich nach:
a) den einschlagigen Bestimmungen der Kantonsverfassung;
b) den einschlagigen Bestimmungen der Gesetzgebung;

c) der Verordnung iiber den Landrat®;

d) dieser Geschéaftsordnung.

2. Kapitel: KONSTITUIERUNG

1. Abschnitt: Nach der Gesamterneuerung

Artikel 2 Einberufung und Wahlerwahrung

1 Der Regierungsrat ladt die gewahlten Mitglieder des Landrats nach der
Gesamterneuerung zur konstituierenden Sitzung ein.

2 In der konstituierenden Sitzung leitet der Landammann, bei dessen Ver-
hinderung der Landesstatthalter bzw. nach diesem das den Regierungsvor-
sitz fuhrende Regierungsmitglied die Verhandlungen, bis das Landratspré-
sidium gewahlt ist.

3 Der Landrat stellt aufgrund eines schriftlichen Berichts des Regierungsrats
die Gultigkeit der Mandate seiner Mitglieder fest (Validierung). Er entschei-
det Uber bestrittene Wahlen.

4 Der Landweibel amtet als Stimmenzéahler oder Stimmenzéahlerin, bis die
Ratsleitung bestellt ist.

! AB vom 13. April 2012
RB1.1101
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Artikel 3 Feierliche Vereidigung

1 Nach der Wahlvalidierung begeben sich der Landrat und der Regierungs-
rat unter dem Gelaute der Glocken in die Pfarrkirche zur feierlichen Eides-
leistung und zum Ablegen des Geliibdes.*

2 Nach Ruickkehr in den Sitzungssaal wird die Wahl des Landratsprasidiums
vorgenommen, das hierauf unverziglich den Vorsitz Gbernimmt und zur
Wahl des Vizeprasidiums des Landrats sowie der weiteren Mitglieder der
Ratsleitung schreitet.®

3 Ratsmitglieder, die an der Eréffnungssitzung nicht teilgenommen haben,
und solche, die erst im Laufe der Amtsdauer in den Rat einziehen, haben zu
Beginn der ersten Sitzung, an der sie teilnehmen, den Eid zu leisten oder
das Geluibde abzulegen.

2. Abschnitt: Wahrend der Amtsdauer

Artikel 4 Wahrend der Amtsdauer

1 Als erster Zusammentritt eines Amtsjahres gilt die erste Sitzung im Juni.

2 Bei diesem Zusammentritt wahlt der Rat nach mindlichem Vorschlag auf
einjahrige Amtsdauer das Landratsprasidium, das Vizeprasidium und die
weiteren Mitglieder der Ratsleitung.

3. Abschnitt:  Eid und Gellibde

Artikel 5 Eid und Gellibde
a) Allgemeines

1 Ein Mitglied, das weder den Eid leistet noch das Geliibde ablegt, darf an
den Verhandlungen nicht teilnehmen.

2 Bei der Leistung des Eides oder des Gellibdes erheben sich alle im Saal
Anwesenden von den Sitzen.

Artikel 6 b) Eid

1 Der Protokollfihrer oder die Protokollfiihrerin verliest die Eidesformel, die
wie folgt lautet: «Ich schwore zu Gott, dem Vaterlande getreu zu sein, die
Verfassung und Gesetze zu halten, die Amtspflichten nach bestem Wissen
und Gewissen zu erfilllen, die Rechte und Freiheiten des Volkes zu achten,
das Recht und die guten Sitten, die Ehre und Wohlfahrt des Landes zu for-
dern, Unrecht, Schaden und Schande aber zu wenden.»

* Fassung gemass LRB vom 24. Mai 2017, in Kraft gesetzt auf den 1. Juni 2017 (AB vom
2. Juni 2017).
® Fassung gemass LRB vom 24. Mai 2017, in Kraft gesetzt auf den 1. Juni 2017 (AB vom
2. Juni 2017).
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2 Die Schworenden erheben hierauf die drei Schwurfinger der rechten Hand
und sprechen dem Landratsprasidium die Worte nach: «Ich habe gehért und
verstanden — was mir soeben vorgelesen wurde — Ich schwore, dies alles zu
halten — so wahr mir Gott helfe.»

Artikel 7 c) Gelubde

1 Anstelle des Eides kann das Ratsmitglied das Handgelibde ablegen. In
diesem Fall verliest der Protokollfihrer oder die Protokollfiihrerin folgende
Geldbnisformel: «Ich gelobe, dem Vaterlande getreu zu sein, die Verfas-
sung und Gesetze zu halten, die Amtspflichten nach bestem Wissen und
Gewissen zu erfullen, die Rechte und Freiheiten des Volkes zu achten, das
Recht und die guten Sitten, die Ehre und Wohlfahrt des Landes zu férdern,
Unrecht, Schaden und Schande aber zu wenden.»

2 Nach dem Verlesen dieser Geldbnisformel sprechen die Gelobenden dem
Prasidium die Worte nach: «Ich habe gehért und verstanden — was mir so-
eben vorgelesen wurde — Ich gelobe — dies alles zu halten.»

3 Ratsmitglieder, die das Handgeliibde abzulegen wiinschen, sollen dies vor
Beginn der Sitzung dem Prasidium melden.

3. Kapitel: ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

1. Abschnitt: Die Ratsmitglieder

Artikel 8 Amtsdauer und Amtsantritt

Die Mitglieder des Landrats werden fur eine Amtsdauer von vier Jahren ge-
wabhlt. Sie treten ihr Amt am 1. Juni an®.

Artikel 9 Rechte

1 Jedes Ratsmitglied kann:

a) sich zu jedem traktandierten Geschéaft zu Wort melden;

b) zu jedem traktandierten Geschéaft und zum Verfahren Antrage stellen;

c) parlamentarische Vorsttsse einbringen;

d) die im Rahmen der Landratsverordnung’ und der Geschéftsordnung ein-
geraumten Informationsrechte wahrnehmen;

e) zur Abwehr von Angriffen gegen sich eine kurze persoénliche Erklarung
abgeben.

® Art. 83 und 84 Kantonsverfassung (RB 1.1101)
"RB 2.3111
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2 Die Informationsrechte der Ratsmitglieder richten sich nach der Verord-
nung uber den Landrat. Diese lautet dazu wie folgt®:

1 Jedes Ratsmitglied kann die vorhandenen Akten einsehen, die zur
Vorbereitung des Berichts und Antrags des Regierungsrats an den
Landrat gedient haben.

2 Davon ausgeschlossen sind Akten, die dem Amtsgeheimnis unterste-
hen.

Artikel 10 Immunitat

1 Die Mitglieder des Landrats und des Regierungsrats sind fiir inre Ausse-
rungen bei den Ratssitzungen niemandem verantwortlich als dem Landrat
selbst.

2 Sie diirfen wegen solchen Ausserungen nur dann gerichtlich verfolgt wer-
den, wenn der Rat die Erméachtigung hierzu erteilt.

Artikel 11 Teilnahmepflicht
1 Jedes Ratsmitglied ist verpflichtet, den Sitzungen des Landrats und der
Kommissionen, deren Mitglied es ist, beizuwohnen.

2 Wer an der Teilnahme verhindert ist, hat sich rechtzeitig beim Prasidium
zu entschuldigen.

3 Die Namen der abwesenden Mitglieder werden protokolliert.

Artikel 12 Ausstand

Die Ausstandspflicht der Mitglieder des Landrats und des Regierungsrats
richtet sich nach dem Gesetz Uber den Ausstand. Dieses lautet dazu wie
folgt®:

1. Allgemeine Ausstandsgriinde

1 Alle Personen, auf die dieses Gesetz Anwendung findet, sind aus-
standspflichtig,

a) in eigener Sache;
b) in Angelegenheiten:

1. des Ehegatten, des Verlobten, der eingetragenen Partnerin oder
des eingetragenen Partners, der Konkubinatspartnerin oder des -
partners;

® Massgeblich bleibt die Landratsverordnung (RB 2.3111). Die hier abgebildeten Informati-
onsrechte sind deshalb in der GO nicht eigensténdigen Rechts, sondern dienen nur der
Ubersichtlichkeit und der besseren Lesbarkeit.

° Massgeblich bleibt das Ausstandsgesetz (RB 2.2321). Die hier abgebildeten Ausstands-
regeln sind deshalb in der GO nicht eigenstandigen Rechts, sondern dienen nur der Uber-
sichtlichkeit und der besseren Lesbarkeit.
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2. der Blutsverwandten in auf- und absteigender Linie und ihrer
Ehegatten, eingetragenen Partnerinnen oder Partnern, Konkubi-
natspartnerinnen oder -partnern;

3. der Adoptiveltern;

4. der Adoptivkinder und ihrer Ehegatten, eingetragenen Partnerin-
nen oder Partnern, Konkubinatspartnerinnen oder -partnern;

5. der Stiefeltern;

6. der Stiefkinder und ihrer Ehegatten, eingetragenen Partnerinnen
oder Partnern, Konkubinatspartnerinnen oder -partnern;

7. der Geschwister und Halbgeschwister, ihren Ehegatten, eingetra-
genen Partnerinnen oder Partnern, Konkubinatspartnerinnen oder
-partnern;

8. der Onkeln und Tanten, ihren Ehegatten, eingetragenen Partne-
rinnen, eingetragenen Partnern, Konkubinatspartnerinnen, Kon-
kubinatspartnern und Kindern;

9. der Schwiegereltern.

¢) in Angelegenheiten einer Person, die mit ihnen durch ein Pflegever-
haltnis oder sonstwie durch ein besonderes Abhangigkeitsverhaltnis
verbunden ist oder deren Vormund, Beirat, Beistand, Geschéftsfihrer
oder Vermogensverwalter sie sind. Ausstandspflichtig sind sie eben-
falls, wenn sie als Anwalt, Bevollméachtigter, Zeuge, Sachverstandiger
oder Berater in der betreffenden Angelegenheit handeln oder gehan-
delt haben;

d) in Angelegenheiten, in denen sonstwie begriindete Bedenken wegen
ihrer Unbefangenheit und Unparteilichkeit vorliegen.

2. Ausstandsgriinde in Angelegenheiten juristischer Personen

1 Ist die Angelegenheit einer juristischen Person Verhandlungsgegens-
tand,so befinden sich diejenigen Mitglieder im Ausstand, die der Verwal-
tung, der Direktion, der Kontrollstelle oder dem Vorstand dieser juristi-
schen Person angehdren oder mit solchen Personen im Sinne von Arti-
kel 7 Buchstabe b und c verbunden sind, es sei denn, die Angelegenheit
diene der Erfullung offentlicher oder gemeinnitziger Aufgaben.

2 Diese Bestimmung findet sinngeméss auch Anwendung bei der Be-
handlung von Eingaben von Gemeinden und Korporationen, wenn es
sich nicht um Geschéfte handelt, die unmittelbar zur Erfillung offentli-
cher oder gemeinnitziger Aufgaben dienen.

3 Delegierte und Interessenvertreter der in Artikel 1 genannten Gemein-
wesen bzw. Korperschaften und Anstalten sind fur Geschéfte ihres De-
legationsbereiches jedoch nicht ausstandspflichtig.
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3. Ausstandsgriinde bei der Behandlung von Rechtserlassen

Bei der Beratung und Verabschiedung von Rechtserlassen besteht keine
Ausstandspflicht.

4. Verfahrensregeln

1 Die Ausstandspflicht bezieht sich sowohl auf die Beratung als auch auf
die Beschlussfassung.

2 |st der Ausstand eines Ratsmitglieds streitig, so entscheidet dartber
der Landrat selbst unter Ausschluss des Mitglieds, dessen Ausstand
streitig ist.

Artikel 13 Entschadigung
1 Die Entschadigung der Ratsmitglieder richtet sich nach der Nebenamtsve-
rordnung™.

2 Zu den entschadigungsberechtigten Verrichtungen gehdort auch die Teil-
nahme an den Fraktionssitzungen. Im Zweifelsfall entscheidet die Ratslei-
tung, ob eine Sitzung entschadigungsberechtigt ist.

2. Abschnitt: Die Fraktionen

Artikel 14 Fraktionsbildung

1 Funf Mitglieder des Rats kénnen eine Fraktion bilden.

2 Die Fraktionen haben der Ratsleitung den Namen der Fraktion und des
Fraktionspréasidiums sowie die Mitglieder der Fraktion schriftlich bekanntzu-
geben.

Artikel 15 Berucksichtigung

Im Rahmen der Geschéftsordnung sind die Fraktionen bei Wahlen ange-
messen zu berlicksichtigen.

Artikel 16 Entschadigung

Die Elr11tschédigung der Fraktionen richtet sich nach der Nebenamtsverord-
nung-.

Y RB 2.2251
' RB 2.2251
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4. Kapitel: ORGANISATION

1. Abschnitt: Organe des Landrats

Artikel 17 Organe

Die Organe des Landrats sind:
a) das Landratsprasidium;

b) die Ratsleitung;

¢) die Kommissionen.

2. Abschnitt: Landratspréasidium

Artikel 18 Wahl

Der Landrat wahlt das Prasidium in der ersten Sitzung nach der Gesamter-
neuerung bzw. jahrlich in der ersten Sitzung im Juni®?.

Artikel 19 Aufgaben

Das Landratsprasidium hat:
a) die Sitzungen des Landrats zu er6ffnen und zu schliessen;

b) die Verhandlungen und den Geschaftsgang des Landrats und der Rats-
leitung zu leiten;

c) bei Sachentscheiden den Stichentscheid zu geben, soweit die Ge-
schéftsordnung nichts anderes bestimmt;

d) die Rechte des Landrats, die Einhaltung der Geschéaftsordnung und die
Sitzungs- und Saaldisziplin zu Uberwachen;

e) die Bestimmungen Uber den Ausstand zu handhaben;

f) das Wort nach Massgabe dieser Geschéaftsordnung zu erteilen, zu ver-
weigern oder zu entziehen;

g) parlamentarische Vorstdsse entgegenzunehmen und dem Rat zur
Kenntnis zu bringen;

h) die eingegangenen Schriftstiicke dem Rat zu eroffnen;

i) die Verordnungen und die vom Rat oder von der Ratsleitung ausgehen-
den Schriftstiicke zusammen mit dem Ratssekretariat zu unterzeichnen;

j) die Protokollfihrung zu tberwachen;
k) das Ratssekretariat zu beaufsichtigen;
I) den Voranschlag fiir die Ratsleitung und das Ratssekretariat zu erstellen;

!2 Siehe Art. 89 Kantonsverfassung (RB 1.1101).
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m) weitere Aufgaben zu erfillen, die die Geschaftsordnung ihm Ubertragt.

Artikel 20 Stellvertretung

1 Das Vizeprasidium des Landrats vertritt das Prasidium, wenn dieses an
der Austibung seines Amts verhindert ist.

2 |st auch das Vizeprasidium verhindert, so amtet in der Reihenfolge:

a) das nachstfolgende Mitglied der Ratsleitung;

b) das Ratsmitglied, das zuletzt das Ratsprasidium innehatte;

¢) und schliesslich das amtsélteste anwesende Ratsmitglied.

3. Abschnitt:  Ratsleitung

1. Unterabschnitt: Allgemeine Bestimmungen

Artikel 21 Zusammensetzung

Die Ratsleitung besteht aus:

a) dem Prasidium;

b) dem Vizeprésidium;

c) dem ersten Stimmenzéahler oder der ersten Stimmenzéhlerin;

d) je einer Vertretung der Fraktionen, die mit den Funktionen nach Buch-
stabe a bis ¢ noch nicht in der Ratsleitung vertreten sind. Aus diesen
Vertretungen ist der zweite Stimmenzahler oder die zweite Stimmenzéah-
lerin zu wéhlen.

Artikel 22 Wahl

Der Landrat wahlt die Ratsleitung in der ersten Sitzung nach der Gesamter-
neuerung bzw. jahrlich in der ersten Sitzung im Juni®®.

Artikel 23 Vorsitz
Der Landratspréasident oder die Landratsprasidentin fihrt den Vorsitz.

Artikel 24 Beschlussfahigkeit und Abstimmungen
1 Die Ratsleitung ist beschlussfahig, wenn wenigstens drei Mitglieder anwe-
send sind.

2 Bei Stimmengleichheit gilt derjenige Entscheid als angenommen, der die
Stimme des oder der Vorsitzenden erhalten hat.

'% Siehe Art. 89 Kantonsverfassung (RB 1.1101).
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Artikel 25 Aufgaben

1 Die Ratsleitung vertritt den Rat nach aussen.
2 Sie hat:

a) jene Kommissionen zu bestellen, die nicht vom Landrat selbst gewahlt
werden;

b) Fragen der Geschaftsfihrung zu behandeln und entsprechende Auftrage
des Landrats zu erledigen;

¢) das Landratsprotokoll zu genehmigen und Einsprachen dagegen zu er-
ledigen;

d) die vom Landrat verabschiedeten Beschlisse und Rechtserlasse unter
Beizug der Standeskanzlei redaktionell zu bereinigen. Das entsprechen-
de Kommissionsprésidium wird orientiert und kann ebenfalls beigezogen
werden. In einfachen Féllen kann die Ratsleitung die redaktionelle Be-
reinigung dem Ratssekretariat Uibertragen.

3 Im Rahmen dieser Zustandigkeit kann die Ratsleitung dem Landrat Antré-
ge stellen. Sie ist ferner befugt, Empfehlungen an den Landrat und an den
Regierungsrat zu formulieren.

4 Die Ratsleitung pflegt die Zusammenarbeit mit den Fraktionen und Kom-
missionsprasidien, insbesondere hinsichtlich der Termin- und der Ge-
schéaftsplanung des Landrats.

5 Daruber hinaus hat die Ratsleitung die Ratsarbeit zu koordinieren, insbe-
sondere die Zusammenarbeit der Kommissionen und deren gegenseitige
Information zu gewahrleisten. Sie hat namentlich:

a) bei Unklarheiten die Geschéafte zur Vorbereitung an die entsprechende
Kommission zuzuweisen;

b) die Verbindung zwischen dem Landrat und der Regierung sicherzustel-
len;

c) besondere Anlasse des Landrats zu organisieren;

d) weitere Aufgaben zu erfiillen, die ihr die Landratsverordnung™ und diese
Geschéftsordnung ubertragen.

Artikel 26 Weitere Sitzungsteilnehmer und -teilnehmerinnen, Protokoll

1 Das Ratssekretariat und der Kanzleidirektor oder die Kanzleidirektorin
nehmen an den Sitzungen der Ratsleitung mit beratender Stimme teil. Das
Ratssekretariat flihrt das Protokoll.

2 Die Ratsleitung kann bei Bedarf weitere Personen zu ihrer Sitzung einla-
den, namentlich die Prasidien der Kommissionen, Mitglieder des Regie-
rungsrats oder das Prasidium des Obergerichts. Diese haben beratende
Stimme.

“RB 2.3111
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Artikel 27 Offentlichkeit

1 Die Sitzungen der Ratsleitung sind nicht 6ffentlich.

2 Die Mitglieder der Ratsleitung sind berechtigt, ihre Fraktion oder ihre
Gruppierung Uber den Gang der Verhandlungen im Allgemeinen und Uber
die Beschlisse der Ratsleitung zu orientieren. Das gleiche Recht steht den
weiteren Sitzungsteilnehmern und -teilnehmerinnen gegentber ihrer Behor-
de zu.

2. Unterabschnitt: Stimmenzéahler und Stimmenzahlerin

Artikel 28 Aufgaben, Ersatz

1 Die Stimmenzahler oder Stimmenzahlerinnen ermitteln die Abstimmungs-
resultate zuhanden des Préasidiums. Sie stehen dem Prasidium bei der
Feststellung des erforderlichen Mehrs zur Verfligung und wirken mit bei der
Losziehung in Wahlgeschaften.

2 Bei Abwesenheit oder Verhinderung eines Stimmenzéhlers oder einer
Stimmenzahlerin bezeichnet das Ratsprasidium bei Bedarf einen Ersatz.™

3 Die Ratsleitung kann das Vizeprasidium beauftragen, wie die beiden
Stimmenzahler oder Stimmenzéahlerinnen einen Teil des Abstimmungser-
gebnisses im Landrat zu ermitteln.

4. Abschnitt: Die Kommissionen

1. Unterabschnitt: Allgemeine Bestimmungen

Artikel 29 Aufgaben und Antragsrecht

1 Die Kommissionen haben die ihnen Uberwiesenen Geschéfte so vorzube-
reiten, dass der Landrat aufgrund ihrer Berichterstattung die Geschafte
sachgerecht entscheiden kann.

2 Bei der Anderung von Rechtserlassen ist ihr Prifungs- und Antragsrecht
nicht auf jene Bestimmungen beschrénkt, die der Regierungsrat zur Ande-
rung vorschlagt.

Artikel 30 Arbeitsweise

1 Die Kommissionen regeln ihre Verhandlungsmethode, die Art und den
Umfang der Protokollierung und der Berichterstattung sowie die Antragstel-
lung im Landrat selbststandig.

'® Fassung geméass LRB vom 24. Mai 2017, in Kraft gesetzt auf den 1. Juni 2017 (AB vom
2. Juni 2017).
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2 Sje kénnen inshesondere Unterkommissionen bilden.

Artikel 31 Amtszwang

Jedes Mitglied des Rats ist verpflichtet, Wahlen in Kommissionen anzuneh-
men.

Artikel 32 Wahl und Veroffentlichung

1 Der Landrat wéhlt zu Beginn der Amtsdauer die standigen Kommissionen.

2 Bei der Bestellung der Kommissionen ist auf die Vertretung der einzelnen
Fraktionen im Verhaltnis zu ihrem Mitgliederbestand, jedoch unter gebih-
render Beachtung der Minderheiten, bestméglich Riicksicht zu nehmen.

3 Das Ratssekretariat verdffentlicht die Zusammensetzung der landréatlichen
Kommissionen im Amtsblatt.

Artikel 33 Ersatz

1 Die Ratsleitung nimmt Ersatzwahlen in die sténdigen und nicht standigen
Kommissionen vor.

2 Vorubergehend verhinderte Mitglieder standiger Kommissionen werden
nur ersetzt, wenn die Verhinderung wahrscheinlich langere Zeit dauert.

Artikel 34 Aufgaben des Prasidiums und des Vizeprasidiums

1 Das Kommissionspréasidium veranlasst im Einvernehmen mit dem Vorste-
her oder der Vorsteherin der zustandigen regierungsrétlichen Direktion die
Einberufung der Kommission, kontrolliert, ob die Unterlagen den Kommissi-
onsmitgliedern rechtzeitig zugestellt worden sind, leitet die Kommissionsta-
tigkeit und sorgt flr die Berichterstattung und Antragstellung im Landrat.

2 Bei Verhinderung des Kommissionsprasidiums handelt das Vizeprasidium.

Artikel 35 Sitzungsplanung

Jede Kommission erarbeitet fur sich eine Jahresplanung der Sitzungen, die
sie durchzufuhren gedenkt. Dabei orientiert sie sich an der Geschéftspla-
nung der Ratsleitung.

Artikel 36 Teilnahme der Regierung und der Verwaltung
a) im Allgemeinen

1 Das zustéandige Regierungsmitglied nimmt in der Regel an den Kommissi-
onssitzungen teil. Es hat beratende Stimme und kann Antrage stellen. Die
Kommission kann die Vertretung des Regierungsrats jedoch ohne Begriin-
dung fur die ganze Sitzung oder fiir Teile davon ausschliessen.
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2 Dem teilnehmenden Mitglied des Regierungsrats steht es frei, bei den
Kommissionsverhandlungen Sachbearbeiter oder Sachbearbeiterinnen mit-
zunehmen.

3 Mit Zustimmung des Kommissionsprasidiums kann das zustandige Regie-
rungsmitglied an seiner Stelle ausnahmsweise einen Sachbearbeiter oder
eine Sachbearbeiterin zur Kommissionssitzung delegieren. Absatz 1 gilt in
diesem Fall sinngeméass. Die Kommissionen haben indessen das Recht, die
persénliche Anwesenheit des Vorstehers oder der Vorsteherin der zustandi-
gen Direktion zu verlangen.

4 Diese Vorschrift gilt sinngemass fir die Organe selbststandiger juristischer

Personen, fiir die dem Regierungsrat nach den massgebenden Rechts-
grundlagen die Vertretung vor dem Landrat nicht zukommt.

Artikel 37 b) bei Aufsichtskommissionen

1 Die Staatspolitische Kommission und die Finanzkommission tagen bei der
Ausiibung ihrer Aufsichtstétigkeit grundsatzlich ohne Mitglieder des Regie-
rungsrats und der Verwaltung. Sie laden diese bei Bedarf ein.

2 Im Ubrigen gelten die allgemeinen Regeln iiber die Teilnahme der Regie-
rung und der Verwaltung an Kommissionssitzungen.

Artikel 38 Einberufung durch Kommissionsmitglieder

1 Mitglieder einer Kommission haben das Recht, eine Kommissionssitzung

einberufen zu lassen, wenn folgende Voraussetzungen erfllt sind:

a) bei Kommissionen, denen sieben oder weniger Mitglieder angehdren,
miissen mindestens zwei Mitglieder, die nicht der gleichen Fraktion an-
gehdren, das Begehren gemeinsam stellen;

b) bei Kommissionen mit mehr als sieben Mitgliedern missen mindestens
drei Mitglieder, die nicht der gleichen Fraktion angehoren, das Begehren
gemeinsam stellen.

2 Das Begehren ist schriftlich und begriindet dem Kommissionsprasidium

einzureichen.

Artikel 39 Verhandlungen

Soweit diese Vorschrift oder die Kommission nicht ausdriicklich etwas ande-

res bestimmen, sind die Regeln anzuwenden, die fir die Verhandlungen im

Landrat gelten. Abweichend davon gilt Folgendes:

a) die Einschrankung, dass niemand mehr als zweimal zum selben Ge-
genstand sprechen darf, gilt nicht;

b) Beschlisse werden stets mit dem einfachen Mehr der Stimmenden ge-
fasst.

12
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Artikel 40 Stimmrecht des Prasidiums

Das Prasidium nimmt sein Stimmrecht folgendermassen wahr:

a) bei offenen Sachabstimmungen stimmt das Prasidium nicht; bei Stim-
mengleichheit gibt es den Stichentscheid;

b) hingegen stimmt das Prasidium bei Wahlen und geheimen Abstimmun-
gen mit; bei Stimmengleichheit entscheidet das Los;

c) bei der Abstimmung tber Minderheitsantrage stimmt das Prasidium mit.

Artikel 41 Beschliisse
1 Kommissionen sind verhandlungs- und beschlussfahig, wenn die Mehrheit
ihrer Mitglieder anwesend ist.

2 Die Kommissionsantrage sind den Mitgliedern des Landrats und des Re-
gierungsrats schriftlich zuzustellen; Minderheitsantrage sind, sofern dies
ausdrucklich verlangt wird, wie folgt aufzunehmen:

a) bei Kommissionen, denen sieben oder weniger Mitglieder angehéren,
wenn der Minderheitsantrag zwei Stimmen erhalt;

b) bei Kommissionen, denen mehr als sieben Mitglieder angehdren, wenn
der Minderheitsantrag wenigstens drei Stimmen erhalt.

Artikel 42 Informationsrechte
Die Informationsrechte der Kommissionen richten sich nach der Verordnung
tiber den Landrat'®. Diese lautet dazu wie folgt'’:

1. Fir die Sachkommissionen

1 Die Sachkommissionen kénnen im Rahmen ihres Auftrags und nach
Anhoérung des Regierungsrats:

a) samtliche Akten des Beratungsgegenstandes einsehen;

b) Sachbearbeitende der Kantonsverwaltung zum vorgelegten Geschéaft
befragen;

c) Interessenvertreter und Interessenvertreterinnen anhdoren;

*RB 2.3111

' Massgeblich bleibt die Landratsverordnung (RB 2.3111). Die hier abgebildeten Informa-
tionsrechte sind deshalb in der GO nicht eigenstandigen Rechts, sondern dienen nur der
Ubersichtlichkeit und der besseren Lesbarkeit.
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d) fir Geschafte, deren Beurteilung besondere Kenntnisse erfordert, mit
Genehmigung des Biiros des Landrats'® und im Rahmen bewilligter
Kredite aussenstehende Sachverstandige beiziehen. Fehlt ein bewil-
ligter Kredit, kann das Biro des Landrats®® ausnahmsweise im Ein-
zelfall Ausgaben bis Fr. 15 000.— bewilligen;

e) Besichtigungen vornehmen;
f) zusatzliche Berichte verlangen.

2 Das zustandige Regierungsratsmitglied ist berechtigt, an den Befra-
gungen nach Buchstabe b teilzunehmen, Fragen zu stellen und ergan-
zende Auskinfte zu erteilen.

3 Werden diese Rechte ganz oder teilweise verweigert, entscheidet das
Biiro des Landrats®®, nachdem es den Regierungsrat angehért hat.

4 Die Bestimmungen Uber das Amtsgeheimnis und die Geheimhaltung
sind zu beachten.

2. Fir die Aufsichtskommissionen

1 Als Aufsichtskommissionen gelten die Staatspolitische Kommission
und die Finanzkommission.

2 Den Aufsichtskommissionen stehen die Informationsrechte der Sach-
kommissionen zu. Zudem konnen sie im Rahmen ihres Auftrags und
nach Anhorung des Regierungsrats:

a) samtliche Akten der Kantonsverwaltung einsehen;

b) Inspektionen und Besichtigungen in der Kantonsverwaltung vorneh-
men. Das zustandige Regierungsratsmitglied ist vorher zu orientie-
ren;

c) Angestellte der Kantonsverwaltung befragen.

3 Sofern die Kommission nicht ausnahmsweise etwas anderes be-

schliesst, ist das zustandige Regierungsratsmitglied berechtigt, an den

Befragungen nach Buchstabe c teilzunehmen, Fragen zu stellen und er-
ganzende Auskinfte zu erteilen.

4 Werden diese Rechte ganz oder teilweise verweigert, entscheidet das
Buro des Landrats®*, nachdem es den Regierungsrat angehért hat.

5 Die Bestimmungen Uber das Amtsgeheimnis und die Geheimhaltung
sind zu beachten.

'8 Bezeichnung gemass bisher geltender GO; «Biiro des Landrats» entspricht ab 1. Juni
2012 der «Ratsleitung».
% Bezeichnung gemass bisher geltender GO; «Biiro des Landrats» entspricht ab 1. Juni
2012 der «Ratsleitung».
" Bezeichnung gemass bisher geltender GO; «Biiro des Landrats» entspricht ab 1. Juni
2012 der «Ratsleitung».
% Bezeichnung gemass bisher geltender GO; «Biiro des Landrats» entspricht ab 1. Juni
2012 der «Ratsleitung».
*! Bezeichnung gemass bisher geltender GO; «Biiro des Landrats» entspricht ab 1. Juni
2012 der «Ratsleitung».
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6 Stellt die Kommission Mangel fest, kann sie der verantwortlichen Be-
horde Empfehlungen abgeben. Diese hat dazu Stellung zu nehmen.

3. Beziiglich der Finanzkontrolle

1 Im Rahmen ihres Auftrags kdnnen die Kommissionen die Finanzkon-
trolle beauftragen, besondere Prufungen vorzunehmen und sie zu bera-
ten.

2 Die Kommissionen kénnen ohne Weiteres Berichte der Finanzkontrolle
einsehen und Angestellte der Finanzkontrolle befragen. Die Bestimmun-
gen Uber die Geheimhaltungspflicht sind zu beachten.

4. Amtsgeheimnis a) Begriff

1 Dem Amtsgeheimnis unterstehen Tatsachen, Akten und Auskiinfte, die
zur Wahrung Uberwiegender offentlicher oder privater Interessen, zum
Schutz der Personlichkeit oder aus Ricksicht auf ein hangiges Verfah-
ren geheim zu halten oder vertraulich zu behandeln sind.

2 Im Zweifelsfall bestimmt der Regierungsrat, welche Tatsachen, Akten
und Auskinfte dem Amtsgeheimnis unterstehen.

b) Verfahren bei Akteneinsicht

1 Soweit es zur Wahrung des Amtsgeheimnisses unerlasslich ist, kann
der Regierungsrat, statt Akteneinsicht zu gewéahren, der Kommission ei-
nen umfassenden Bericht zur Sache erstatten.

2 Beharrt die Kommission trotz des Berichts des Regierungsrats darauf,
die Akten einzusehen, tragt sie das Anliegen dem Biiro des Landrats®
vor. Dieses sichtet die betroffenen Akten und entscheidet, nachdem es
den Regierungsrat angehort hat.

c) Verfahren bei Befragungen

1 Der Regierungsrat kann seine Mitglieder und Angestellte der Kantons-
verwaltung vom Amtsgeheimnis entbinden, damit diese vor den Kom-
missionen aussagen dirfen.

2 Wenn der Regierungsrat die betroffenen Personen nicht vom Amtsge-
heimnis entbindet, orientiert er die Kommission mit einem umfassenden
Bericht zur Sache.

3 Beharrt die Kommission trotz des Berichts des Regierungsrats darauf,
die betroffenen Personen zu befragen, tragt sie das Anliegen dem Biro
des Landrats®® vor. Dieses entscheidet, nachdem es den Regierungsrat
angehort hat.

2 Bezeichnung gemass bisher geltender GO; «Biiro des Landrats» entspricht ab 1. Juni
2012 der «Ratsleitung».
% Bezeichnung gemass bisher geltender GO; «Biiro des Landrats» entspricht ab 1. Juni
2012 der «Ratsleitung».
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Artikel 43 Auskunftsrecht

Die Kommissionen haben Anspruch darauf, vom zusténdigen Regierungs-
ratsmitglied periodisch, mindestens aber zweimal pro Jahr, orientiert zu
werden.

Artikel 44**  Konkordatsgeschéfte

1 Das zustandige Regierungsmitglied informiert die zusténdige Sachkom-
mission regelmassig Uber wichtige interkantonale Entwicklungen.

2 Beabsichtigt der Regierungsrat, mit einem oder mehreren Kantonen for-
melle Vertragsverhandlungen aufzunehmen oder eine entsprechende An-
frage eines anderen Kantons abzulehnen, hort er die zustandige Sachkom-
mission vorher an.

3 Ersuchen ein oder mehrere Kantone den Regierungsrat um Vertragsver-
handlungen, hort dieser die zustandige Sachkommission an, sobald er zum
ersten Mal zu einem ausformulierten Entwurf oder zu zentralen Einzelfragen
Stellung nimmt.

4 Daruber hinaus hort der Regierungsrat die zustandige Sachkommission
vor wichtigen Verhandlungen und Entscheidungen zu interkantonalen Ver-
tragen an.

5 Die zustandige Sachkommission hat das Recht, dem Regierungsrat auch
ausserhalb einer Anhérung Empfehlungen zu interkantonalen Vertragen zu
erteilen. Der Regierungsrat informiert die zustdndige Kommission Uber das
Ergebnis ihrer Empfehlungen.

6 Diese Bestimmung gilt nur fur rechtsetzende interkantonale Vertrage.

Artikel 45 Geheimhaltungspflicht

1 Die Kommissionssitzungen sind nicht offentlich.

2 Verhandlungen in den Kommissionen und die Kommissionsprotokolle sind
vertraulich zu behandeln.

3 Die Kommission bestimmt, wem die Protokolle zur Verfligung gestellt wer-
den. Ausnahmsweise kann das Kommissionsprasidium dartber entschei-
den; es hat die Kommission nachtraglich Gber seinen Entscheid zu orientie-
ren.

4 Die Kommissionsmitglieder sind berechtigt, ihre Fraktion oder ihre Grup-
pierung Uber den Gang der Verhandlungen im Allgemeinen und Uber die
Beschlisse der Kommission zu orientieren.

** Fassung geméass LRB vom 25. Mai 2016, in Kraft gesetzt auf den 1. Juni 2016 (AB vom
3. Juni 2016).
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5 Soweit das Amtsgeheimnis betroffen ist, richtet sich die Geheimhaltungs-
pflicht nach der Verordnung tber den Landrat®®>. Diese lautet dazu wie
folgt®:
1 Soweit die Kommissionsmitglieder und die tbrigen Teilnehmenden an
Kommissionssitzungen Kenntnis von Tatsachen, Akten oder Auskunfte-
nerhalten, die dem Amtsgeheimnis unterstehen, sind sie ihrerseits zur
Geheimhaltung verpflichtet.

2 Die Rechte und Pflichten der Kommissionen gelten auch fiir deren
Ausschusse.

3 Beschaftigen sich die Kommissionen mit den Gerichten oder mit
selbststandigen 6ffentlich-rechtlichen Anstalten des Kantons, handelt
anstelle des Regierungsrats das zustandige Gericht beziehungsweise
das zustandige Organ der selbststéandigen offentlich-rechtlichen Anstalt.

6 Nach Erledigung der Arbeit in der Kommission sind vertrauliche Kommis-
sionsakten geheim zu halten. Sie konnen der Standeskanzlei abgeliefert
werden.

Artikel 46 Zusammenwirken

1 Die Prasidien der standigen Kommissionen besprechen Abgrenzungen
und gegenseitige Erganzungen der Kommissionstatigkeit.*”

2 Das Landratsprasidium ladt die Kommissionspréasidien bei Bedarf zu einer
Sitzung ein, jahrlich jedoch mindestens einmal.

3 Das Ratsprasidium fuhrt den Vorsitz und entscheidet allfallige Streitigkei-
ten nach Absatz 1. Es sorgt fiir die Koordination der Aufgaben, die den
Kommissionen einerseits und der Ratsleitung anderseits ibertragen sind.

Artikel 47 Sekretariat

1 Das Ratssekretariat nimmt an den Kommissionssitzungen mit beratender
Stimme teil.

2 Es fuhrt das Protokoll, sofern die Kommission nach Absprache mit dem
zustandigen Regierungsratsmitglied hiefur nicht das Sekretariat der sachbe-
zogenen Direktion beansprucht.

»RB 2.3111

% Massgeblich bleibt die Landratsverordnung (RB 2.3111). Die hier abgebildeten Informa-
tionsrechte sind deshalb in der GO nicht eigenstandigen Rechts, sondern dienen nur der
Ubersichtlichkeit und der besseren Lesbarkeit.

" Fassung gemass LRB vom 18. Marz 2015, in Kraft gesetzt auf den 1. Januar 2015

(AB vom 27. Méarz 2015).
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2. Unterabschnitt: Standige Kommissionen
a) Arten und allgemeine Regeln

Artikel 48 Arten
Der Landrat wéhlt das Préasidium, das Vizeprasidium und die Mitglieder der
folgenden standigen Kommissionen:
a) Aufsichtskommissionen:
a) Staatspolitische Kommission;
b) Finanzkommission.

b) Sachkommissionen:

Baukommission;

Bildungs- und Kulturkommission;
Gesundheits-, Sozial- und Umweltkommission;
Justizkommission;

Sicherheitskommission;
Volkswirtschaftskommission.

o g s wN R

Artikel 49 Zusammensetzung

Die Staatspolitische Kommission und die Finanzkommission bestehen aus
je elf Mitgliedern, die Ubrigen sechs standigen Kommissionen aus je sieben
Mitgliedern.

Artikel 50 Amtsdauer

Die Amtsdauer der standigen Kommissionen betragt vier Jahre, jene der
Prasidien und Vizeprasidien zwei Jahre. Nach Ablauf der Amtsdauer sind
Wiederwahlen madglich.

Artikel 51 Berichterstattung an den Landrat

1 Die Prasidien der Staatspolitischen Kommission und der Finanzkommissi-
on erstatten dem Landrat nach Bedarf, mindestens aber einmal im Jahr,
schriftlich Bericht Uber ihre Tatigkeit.

2 Diese Berichte werden zur Diskussion im Landrat traktandiert.

3 Der Vorsteher oder die Vorsteherin der Finanzdirektion orientiert den Rat

zudem jahrlich mindestens einmal Uber den Finanzplan des Regierungsrats
und Uber dessen Entwicklung.
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Artikel 52 Mitbericht anderer Kommissionen

1 Kommissionen, die von einem Sachgeschéft einer anderen Kommission
mitbetroffen sind, kdnnen das Geschéaft ebenfalls prifen und der federfiih-
renden Kommission einen Mitbericht zustellen.

2 Um die Rechte der mitbetroffenen Kommissionen nach Absatz 1 zu ge-
wahrleisten, fuhrt das Ratssekretariat eine Liste samtlicher zugeordneter
Sachgeschéfte. Es stellt diese Liste samtlichen Kommissionen rechtzeitig
Zu.

3 Kommissionen, die von ihrem Recht nach dieser Bestimmung Gebrauch
machen wollen, teilen das unverziglich der federfiihrenden Kommission
und dem Ratsprasidium mit.

4 Dariiber hinaus kann die federfiuhrende Kommission die mitbetroffene
Kommission von sich aus zu einem Mitbericht einladen.

3. Unterabschnitt: b) Die einzelnen Kommissionen

Artikel 53 Staatspolitische Kommission

1 Die Staatspolitische Kommission:

a) uberwacht im Rahmen der Oberaufsicht die Geschéftsfiihrung des Re-
gierungsrats und der Kantonsverwaltung;

b) bearbeitet libergeordnete politische Ziele und Leitsatze des Landrats;

c) berat die regierungsratlichen Planungen, die dem Landrat zur Kenntnis
zu bringen sind, namentlich das Regierungsprogramm, soweit nicht aus-
dricklich eine andere Kommission dafur zustandig ist;

d) Uberwacht im Rahmen der Oberaufsicht den Geschéaftsgang der Gerich-
te;

e) pruft den Rechenschaftsbericht des Regierungsrats tber die Kantons-
verwaltung und jenen des Obergerichts Uiber die Rechtspflege im Kanton
Uri;

f) prift Aufsichtsbeschwerden gegen den Regierungsrat, gegen das Ober-
gericht sowie gegen deren Mitglieder, soweit die Gesetzgebung den
Landrat als zustandig erklart;

g) Uberwacht die Geschéftsfihrung des Kantonsspitals;

h) bearbeitet weitere Geschéfte, die mit der allgemeinen Oberaufsicht des
Landrats zusammenhéangen;

i) prift den Antrag zur Wahl des Bankrats.?®

2 Zudem udbernimmt die Staatspolitische Kommission die Aufgaben der
Sachkommission fir das Landammannamt.

*® Eingefuigt durch LRB vom 18. Marz 2015, in Kraft gesetzt auf den 1. Januar 2015
(AB vom 27. Méarz 2015).
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Artikel 54 Finanzkommission

1 Die Finanzkommission:

a) Uberwacht im Rahmen der Oberaufsicht den gesamten Finanzhaushalt;
b) prift den Voranschlag und die Rechnung der Kantonsverwaltung;

c) pruft sdmtliche Vorschuss- und Nachtragskreditbegehren;

d) pruft den Finanzhaushalt des Kantonsspitals:

e) berat den Finanzplan;

f) prift alle Geschafte, die sich auf die Gesetzgebung Uber die Urner Kan-
tonalbank stutzen und fur die nicht ausdrtcklich eine andere Kommission
als zustandig bezeichnet wird.?

2 Zudem ubernimmt die Finanzkommission die Aufgaben der Sachkommis-
sion fur die Finanzdirektion.

Artikel 55 Sachkommissionen
a) Aufgaben im Allgemeinen

1 Die Sachkommissionen prifen alle Sachgeschéfte, die der Regierungsrat
dem Landrat vorlegt und die nicht zum Aufgabenbereich der Staatspoliti-
schen oder der Finanzkommission gehéren. Als Sachgeschéfte gelten auch
schriftliche Berichte, die der Regierungsrat dem Landrat vorlegt.

2 Jede Sachkommission prift jene Geschéfte, die ihrer sachverwandten
regierungsréatlichen Direktion entstammen.

Artikel 56 b) Besondere Aufgaben

1 Die Justizkommission priift neben den allgemeinen Aufgaben die folgen-
den Angelegenheiten:

a) Begnadigungsgesuche;

b) Petitionen, die das Prasidium nicht selbststindig dem Landrat zur
Kenntnis bringt oder fur die der Landrat eine Weiterbehandlung be-
schliesst.

2 Die Gesundheits-, Sozial- und Umweltkommission priift neben den allge-
meinen Aufgaben die folgenden Angelegenheiten des Kantonsspitals:

a) den Globalkredit,

b) den Grobleistungsauftrag,

¢) den Rechenschaftsbericht und
d) die Jahresrechnung.

* Eingefugt durch LRB vom 18. Marz 2015, in Kraft gesetzt auf den 1. Januar 2015
(AB vom 27. Méarz 2015).

20



2.3121

Artikel 57%°

4. Unterabschnitt: Nichtstdndige Kommissionen

Artikel 58 Wahl

1 Ausnahmsweise kann der Landrat zur Behandlung eines Geschéfts nicht-
standige landratliche Prifungskommissionen einsetzen.

2 Gestitzt auf den Grundsatzbeschluss des Landrats wahlt die Ratsleitung
die Kommissionen und bestimmt die Anzahl Mitglieder. Der Landrat kann im
Einzelfall beschliessen, die Mitgliederzahl selbst festzulegen oder die Kom-
missionsmitglieder selbst zu wéhlen.

3 Ausnahmsweise kann die Ratsleitung von sich aus landratliche Kommissi-
onen ernennen oder auf deren Ernennung verzichten.

4 Die Wahlinstanz bestimmt das Prasidium der Kommission, das Vizeprési-
dium und die tbrigen Mitglieder.

Artikel 59 Aufgabe und Amtsdauer

1 Die nicht standige Kommission erfillt den Auftrag, fir den sie gewahlt
worden ist.

2 lhre Amtsdauer erlischt mit der Erledigung des bezlglichen Auftrags.

5. Unterabschnitt: Vertretung in interparlamentarischen
Geschaftsprufungskommissionen

Artikel 60 Wahl, Amtsdauer und Berichterstattung

1 Die entsprechende Sachkommission wahlt aus ihren Reihen die Vertre-
tung in jene interparlamentarische Geschaftsprifungskommissionen, die ihr
Sachgebiet betreffen. Die Namen der Gewahlten sind umgehend der Stan-
deskanzlei zu melden.

2 Soweit das Ubergeordnete Recht nichts anderes bestimmt, werden diese
Vertretungen fur die Dauer der laufenden Amtsperiode des Landrats ge-
wahlt.

3 Die Vertretung in interparlamentarischen Geschéftspriifungskommissionen
erstattet dem Landrat nach Bedarf, mindestens aber einmal im Jahr, schrift-
lich Bericht Uber ihre Tatigkeit. Sie bestimmt die Form und die Art der Be-
richterstattung.

4 Die Berichte der Vertretungen werden zur Diskussion im Landrat traktan-
diert.

¥ Aufgehoben durch LRB vom 18. Marz 2015, in Kraft gesetzt auf den 1. Januar 2015 (AB
vom 27. Marz 2015).
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6. Unterabschnitt: Parlamentarische Untersuchungs-
kommission

Artikel 61 Parlamentarische Untersuchungskommission (PUK)

Der Landrat kann nach den Bestimmungen der Landratsverordnung® eine
parlamentarische Untersuchungskommission einsetzen.

5. Abschnitt: Ratsdienste

1. Unterabschnitt: Ratssekretariat

Artikel 62 Wahl und Unterstellung

1 Der Landrat wahlt auf Antrag der Ratsleitung das Ratssekretariat®, das
ausschliesslich dem Landrat, der Ratsleitung, dem Landratsprasidium und
den Kommissionen zur Verfligung steht.

2 Das Ratssekretariat wird im Auftragsverhaltnis nach der Nebenamtsve-
rordnung®® beschaftigt oder nach der Personalverordnung® angestellt.

3 Das Ratssekretariat ist fachlich dem Landratsprasidium unterstellt. Admi-
nistrativ ist es der Standeskanzlei angegliedert.

Artikel 63 Aufgaben

1 Im Rahmen der Geschéftsordnung des Landrats bestimmt die Ratsleitung
die Aufgaben, die das Ratssekretariat zu erfullen hat.

2 Das Ratssekretariat hat namentlich:
a) das Protokoll im Ratsplenum zu fuhren;

b) die Kommissionssitzungen zu planen, zu organisieren und zu koordinie-
ren;

c) die Sekretariatsarbeit fir die stdndigen und nicht standigen Kommissio-
nen zu besorgen, sofern die Kommission nach Absprache mit dem zu-
standigen Regierungsratsmitglied hiefur nicht das Sekretariat der sach-
bezogenen Direktion beansprucht;

d) Dokumentationsauftrage und weitere Auftrage des Landratsprasidiums,
der Ratsleitung oder einzelner Kommissionsprasidien zu erfullen. Um-
fangreiche Auftréage einzelner Kommissionsprasidien sind vorgéangig vom
Landratsprasidium zu genehmigen;

' RB 2.3111

% Vom Landrat gewahlt wird ,Ratssekretarin bzw. Ratssekretar”; Beschluss der GO-Kom-
mission vom 15. Mai 2012.

* RB 2.2251

* RB 2.4211
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e) den Landrat, die Ratsleitung und das Landratsprasidium in Rechts- und
Verfahrensfragen zu beraten, soweit hieflir nicht der Rechts- und Be-
schwerdedienst beansprucht wird.

2. Unterabschnitt: Landweibel

Artikel 64 Aufgaben
1 Der Landweibel bedient den Landrat, das Landratsprasidium, die Ratslei-
tung und die landratlichen Kommissionen.

2 Er erstellt die Sitzgeld- und Spesenliste und besorgt die Auszahlung, so-
weit diese nicht auf anderem Weg erfolgt.

3. Unterabschnitt: Standeskanzlei

Artikel 65 Aufgaben

Die Standeskanzlei besorgt die administrativen Sekretariatsarbeiten des
Landrats, soweit sie nicht dem Ratssekretariat oder dem Landweibel oblie-
gen.

5. Kapitel: SITZUNGEN DES LANDRATS

1. Abschnitt: Sessionen

Artikel 66 Sessionsplanung

1 Der Landrat tagt regelméssig in eintdgigen Sessionen. Wenn es die An-
zahl oder die Art der Geschéafte erfordern, kann die Ratsleitung mehrtégige
Sessionen anordnen.

2 Die Ratsleitung legt die Termine flr die Sessionen im Verlauf des ersten
Semesters des Vorjahres fest. Sie beriicksichtigt dabei ihre Geschéftspla-
nung. Bevor sie die Sessionstermine festlegt, hort sie den Regierungsrat an.
3 Das Ratssekretariat teilt diese Termine den Ratsmitgliedern mit und verof-
fentlicht sie anschliessend im Amtsblatt.

Artikel 67 Ort und Dauer der Sessionen®®

1 Die Sitzungen des Landrats finden in der Regel im Landratssaal zu Altdorf
statt.

* Fassung geméass LRB vom 25. Mai 2016, in Kraft gesetzt auf den 1. Juni 2016 (AB vom
3. Juni 2016).
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2 Jede Session beginnt in der Regel um 8.00 Uhr und endigt um 18.00 Uhr.
In besonderen Féllen kann das Landratsprasidium davon abweichen.

Artikel 68 Einberufung zur einzelnen Session
1 Der Landrat soll spatestens 14 Tage vor Sessionsbeginn einberufen wer-
den.

2 Die Ratsleitung beruft den Landrat zur Session ein, indem sie den Zeit-
punkt, den Ort und die Traktanden fir die Session festlegt. Dazu hort sie
den Regierungsrat vorher an.

3 Eine ausserordentliche Session ist einzuberufen, wenn das Landratsprasi-
dium das anordnet oder wenn 15 Ratsmitglieder oder der Regierungsrat das
verlangen und die zu behandelnden Geschéfte nennen. Gestitzt darauf
verfahrt die Ratsleitung nach Absatz 1.

4 Das Ratssekretariat verdffentlicht die Einberufung mit der Traktandenliste
im Amtsblatt, nachdem der Landrat damit bedient ist.

2. Abschnitt: Geschaéfte

Artikel 69 Geschéftsplanung

1 Die Ratsleitung erarbeitet eine Jahresplanung der zu behandelnden Land-
ratsgeschéfte. Sie passt diese Planung regelmassig an und bedient die
Fraktionsprasidien und die Prasidien der stdndigen Kommissionen damit.

2 Grundlage fur die Geschéftsplanung sind:

a) die nach der Gesetzgebung vorgesehenen, wiederkehrenden Landrats-
geschéfte;

b) die Botschaften des Regierungsrats, die regelméassig einen Bericht zur
Sache und einen Antrag dazu enthalten;

c) besondere Berichte des Regierungsrats, die in der Geschaftsordnung
vorgesehen sind;

d) die eingereichten, aber noch nicht erledigten parlamentarischen Vorstdsse;

e) weitere Geschéfte, die der Landrat nach der Geschéftsordnung zu erle-
digen hat, wie Wahlen und dergleichen.

3 Als Grundlage fur die Geschéftsplanung unterbreitet der Regierungsrat der
Ratsleitung rechtzeitig eine Ubersicht tber die geplanten Landratsgeschaf-
te.

Artikel 70 Geschéftsverzeichnis

1 Das Ratssekretariat fuhrt ein Verzeichnis der Geschéfte, die beim Landrat
héngig sind. Das Geschéftsverzeichnis ist in geeigneter Weise zu veroffent-
lichen.

2 Es arbeitet dabei mit der Standeskanzlei zusammen.
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Artikel 71%  Unterlagen
a) Im Allgemeinen

1 Die Beratungsunterlagen sind den Ratsmitgliedern so frihzeitig zugénglich
zu machen, dass die Zeit fiir die Kommissionsberatungen ausreicht.

2 Botschaften und Berichte des Regierungsrats sollen den Mitgliedern des
Landrats spatestens drei Wochen, umfangreiche Geschéafte spatestens
sechs Wochen, Antrdge der Kommissionen spatestens zwei Wochen vor
Sessionsbeginn zuganglich gemacht werden.

3 Die Standeskanzlei bedient den Landrat mit diesen Unterlagen, indem sie
diese den Ratsmitgliedern auf einem geschiitzten Informatiksystem zugang-
lich macht. Die Ratsleitung bestimmt die Falle, in denen Unterlagen zusétz-
lich in Papierform zugestellt werden. Jedes Ratsmitglied kann zudem jeweils
auf Beginn des Kalenderjahrs oder eines Amtsjahrs verlangen, dass ihm die
Unterlagen in Papierform zugestellt werden. Eine Genehmigung der Ratslei-
tung ist nicht erforderlich.®

4 Verzichtet ein Ratsmitglied auf die Zustellung der Unterlagen in Papler-
form, wird pro Halbjahr eine Entschadigung von 100 Franken ausgerichtet.

Artikel 72 b) Bei Rechtserlassen

1 Jedes Mitglied des Landrats erhalt ohne Weiteres die Liste der Behdrden
und Organisationen, die zur Vernehmlassung eingeladen wurden, und die
Liste der eingegangenen Vernehmlassungen.

2 Zudem hat jedes Mitglied des Landrats das Recht, die Vernehmlassungen
zu einem Geschéft, das im Landrat behandelt wird, bei der zustandigen Di-
rektion einzusehen oder zu bestellen.

3 Bei umfangreichen Anderungen eines Rechtserlasses sind die Anderun-
gen im Zusammenhang mit dem gesamten Erlass anschaulich darzustellen.

Artikel 73 Archivierung

1 Die Standeskanzlei und danach das Staatsarchiv archivieren die Akten
des Landrats.

2 Jede Landratskommission hat zu diesem Zweck dokumentarisch bedeut-
same Akten abzuliefern.

3 Jedes Ratsmitglied kann seine personlichen Ratsakten der Standeskanzlei
zur Entsorgung ubergeben.

% Fassung geméass LRB vom 25. Mai 2016, in Kraft gesetzt auf den 1. Juni 2016 (AB vom
3. Juni 2016).

%" Fassung gemass LRB vom 24. Mai 2017, in Kraft gesetzt auf den 1. Juni 2017 (AB vom
2. Juni 2017).

% Eingefuigt durch LRB vom 24. Mai 2017, in Kraft gesetzt auf den 1. Juni 2017 (AB vom
2. Juni 2017).
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3. Abschnitt:  Kleidung, Sitzordnung, Teilnehmende, Offentlichkeit
und Medien

Artikel 74 Kleidung

Zur konstituierenden Sitzung einer jeden Legislaturperiode erscheinen die
Ratsmitglieder in festlicher, zu den Ubrigen Sitzungen in gepflegter Klei-
dung.

Artikel 75 Sitzordnung

1 Das Ratsprasidium, das Vizeprasidium, die Stimmenzahler oder Stimmen-
zahlerinnen, das jeweilige Kommissionsprasidium, die Mitglieder des Regie-
rungsrats und der Protokollfiihrer oder die Protokollfihrerin nehmen die fir
sie bestimmten Sitzplatze ein.

2 Die Ubrigen Ratsmitglieder sitzen entsprechend ihrer Fraktionszugehorig-
keit und innerhalb des Fraktionsblocks nach der verfassungsmassigen Rei-
henfolge der Gemeinden. In diesem Rahmen legt die Ratsleitung auf Vor-
schlag des Ratssekretariats die Sitzordnung jahrlich fur die der Juni-Session
folgende Session fest.

3 Fur die konstituierende Sitzung bestimmt das Ratssekretariat die Sitzord-
nung. Dabei sind die Bestimmungen dieses Artikels méglichst zu beachten.

4 Ratsmitglieder, die einen parlamentarischen Vorstoss zu begrinden ha-
ben, nehmen den fir das Kommissionsprasidium bestimmten Platz ein.

Artikel 76 Teilnahme der Regierungsmitglieder

Die Mitglieder des Regierungsrats nehmen an den Sitzungen des Landrats
mit beratender Stimme teil.

Artikel 77 Teilnahme des Obergerichtsprasidiums

1 Das Obergerichtsprasidium hat die Geschéafte des Gerichts, namentlich
den Rechenschaftsbericht Giber die Rechtspflege, im Landrat selbst zu ver-
treten.

2 Das Landratsprasidium kann das Obergerichtsprasidium zur Teilnahme
verpflichten.

Artikel 78 Offentlichkeit

1 Die Verhandlungen des Landrats sind 6¢ffentlich, sofern diese Geschéfts-
ordnung nichts anderes bestimmt.

2 Begnadigungsgesuche werden stets unter Ausschluss der Offentlichkeit
behandelt.
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3 Aus wichtigen Griinden kann der Landrat die Offentlichkeit auch in ande-
ren Fallen ausschliessen. Derartige Antrdge werden unter Ausschluss der
Offentlichkeit beraten und beschlossen.

Artikel 79 Besucherinnen und Besucher

1 Die Besucher und Besucherinnen haben den o6ffentlichen Verhandlungen
von der Tribline aus zu folgen. Sie dirfen die Verhandlungen nicht stéren
und haben sich jeder Ausserung zu enthalten.

2 Wer sich nicht an Ordnung und Anstand halt, wird auf Anordnung des
Landratsprasidiums aus dem Saal gewiesen.

3 Bei allgemeiner Unordnung auf der Triblne oder bei beharrlicher Stérung
kann das Landratsprasidium die Tribline géanzlich rhumen lassen.

Artikel 80 Medien
1 Medienberichterstatter und Medienberichterstatterinnen, die bei der Stan-
deskanzlei gemeldet sind, erhalten im Sitzungssaal einen Platz zugewiesen.

2 Die Standeskanzlei stellt ihnen die Einladungen, Traktandenlisten, Vorla-
gen und Berichte, die an die Ratsmitglieder gehen und in offentlicher Sit-
zung verhandelt werden, ebenfalls zur Verfligung.

Artikel 81 Bild- und Tonaufnahmen

1 Bildaufnahmen sind nur mit Bewilligung des Landratsprasidiums zulassig.

2 Tonaufnahmen sind grundsatzlich gestattet. Das Landratsprasidium kann
Tonaufnahmen ausnahmsweise untersagen.

4. Abschnitt: Verhandlungsordnung

1. Unterabschnitt: Vorfragen

Artikel 82 Traktandenliste
1 Bei der Eréffnung der Sitzung unterbreitet das Landratsprasidium dem
Landrat die Traktandenliste zur Genehmigung.

2 Die Aufnahme neuer Geschéfte vor erfolgter Genehmigung und die Ver-
anderung der Traktandenliste nach der Genehmigung bedirfen des absolu-
ten Mehrs.
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Artikel 83 Beschlussfahigkeit
1 Der Landrat ist beschlussféhig, wenn mindestens die Halfte der Mitglieder
anwesend ist*’.

2 Das Landratsprasidium und die Stimmenzéhler oder Stimmenzahlerinnen
wachen daruiber, dass die Beschlussféhigkeit gegeben ist.

2. Unterabschnitt: Beratung der einzelnen Geschafte

Artikel 84 Einleitung

Das Landratsprasidium erklart die Behandlung des zur Beratung stehenden
Ratsgeschéftes als eroffnet. Es erteilt das Wort zur Eintretensfrage.

Artikel 85 Eintretensfrage

1 Bei allen Geschaften ist zuerst die Eintretensfrage zu entscheiden.

2 Auf gesonderte Beratung und Entscheidung der Eintretensfrage kann ver-
zichtet werden, wenn das Geschaft aus einem nicht teilbaren Antrag be-
steht.

3 Nach Beginn der Beratung in der Sache kann kein Antrag auf Nichteintre-
ten mehr gestellt werden. Das Recht, die Ablehnung des Geschéfts zu be-
antragen, bleibt davon unberiihrt.

Artikel 86 Detailberatung

1 Gliedert sich eine Vorlage in mehrere Artikel oder Abschnitte, so wird nach
Erledigung der Eintretensfrage die artikel- bzw. abschnittweise Beratung
eroffnet.

2 Antrage aus der Ratsmitte sind nur zuldssig zu Bestimmungen, die der
Regierungsrat oder die zusténdige landréatliche Prifungskommission zur
Anderung oder Erganzung vorschlagen oder die mit solchen Bestimmungen
in einem engen Sachzusammenhang stehen.

3 Nach Schluss der Detailberatung beschliesst der Landrat Uber das Ruck-
kommen auf einzelne Artikel bzw., falls abschnittweise Detailberatung statt-
gefunden hat, auf einzelne Abschnitte.

4 Danach wird die Schlussabstimmung Uber das Ganze vorgenommen.

Artikel 87 Worterteilung

1 Das Wort wird vom Landratsprasidium erteilt, und zwar nach der Reihen-
folge der Anmeldungen.

% Art. 80 Abs. 1 Kantonsverfassung (RB 1.1101)
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2 Mit Ausnahme der Kommissionsberichterstatter oder —berichterstatterin-
nen und der Mitglieder des Regierungsrats darf niemand mehr als zweimal
zum selben Gegenstand sprechen. Das Landratsprasidium kann aus-
nahmsweise erneut das Wort erteilen.

3 Kein Redner und keine Rednerin darf unterbrochen werden. Vorbehalten
bleibt das Recht des Landratspréasidiums, nach der Bestimmung Uber die
Rededisziplin einzugreifen.

4 Will sich das Landratsprasidium an der Beratung beteiligen oder einen
Antrag stellen, so fuhrt wahrend dieser Zeit das Vizeprasidium den Vorsitz.

Artikel 88 Rededisziplin

1 Weicht ein sprechendes Ratsmitglied vom Gegenstand der Verhandlun-
gen ab, hat das Landratsprasidium es zur Sache zu mahnen.

2 Verletzt ein sprechendes Ratsmitglied den parlamentarischen Anstand,
insbesondere durch beleidigende Ausserungen, ruft das Landratsprasidium
es zur Ordnung.

3 Fruchtet die Mahnung nichts, entzieht das Landratsprasidium dem fehlba-
ren Ratsmitglied das Wort. Uber Einsprachen gegen den Entzug entschei-
det der Landrat.

4 In besonders schweren Féllen, z. B. bei fortgesetzten Schméahungen, Zwi-
schenrufen, Unruhe und Tatlichkeiten, kann das Landratsprasidium die
Wegweisung des fehlbaren Ratsmitgliedes beantragen. Der Landrat stimmt
Uber diesen Antrag sofort ohne Diskussion ab.

5 Weigert sich das weggewiesene Ratsmitglied, den Saal zu verlassen, so
unterbricht das Landratsprasidium die Sitzung und verschafft dem Be-
schluss auf geeignete Weise Nachachtung.

Artikel 89 Form der Voten

1 Die Anredeformel lautet: «Herr Prasident, meine Damen und Herren» bzw.
«Frau Prasidentin, meine Damen und Herren.»

2 Die Redner und Rednerinnen sollen sich méglichst kurz fassen.

Artikel 90 Antrage

1 Jedes Mitglied des Landrats und des Regierungsrats hat das Recht, An-
trage und Anfragen zu stellen.

2 Der Antragsteller oder die Antragstellerin hat den Antrag zu formulieren.
Bei Unklarheit oder bei schwierigen Antrdgen kann das Landratsprasidium
anordnen, dass der Antrag schriftlich eingereicht wird.

3 Ist ein Antrag vom Antragsteller oder von der Antragstellerin zuriickgezo-
gen worden, so kann er von einem anderen Ratsmitglied wieder aufge-
nommen werden.
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Artikel 91 Schluss der Beratung

Wird das Wort in der offenen Beratung nicht mehr verlangt oder ist der
Ratsentscheid auf Schluss der Diskussion wirksam geworden, so erklart das
Landratsprasidium die Beratung als abgeschlossen. Nach dieser Erklarung
darf niemand mehr das Wort zur Sache ergreifen.

Artikel 92 Rickkommen

1 Der Rat kann innerhalb der Session mit einem Ordnungsantrag auf schon
gefasste Beschlisse zuriickkommen.

2 Der Antragsteller oder die Antragstellerin hat den Rickkommensantrag
kurz zu erlautern. Eine Diskussion findet nicht statt.

3 Erforderlich ist die Zweidrittelsmehrheit sowohl flir den Beschluss auf
Ruckkommen als auch fiir den Beschluss, einen bereits getroffenen Ent-
scheid in der Sache zu andern.

4 Nicht als Riickkommen im Sinne dieser Vorschrift gilt das Riickkommen im
Rahmen der Detailberatung.

Artikel 93*°  Zweite Lesung

1 Verfassungsanderungen und Rechtsvorlagen auf Gesetzesstufe werden in
zwei Lesungen beraten, sofern der Landrat nichts anderes beschliesst.

2 Alle andern Rechtsvorlagen, die der Landrat behandelt, kdnnen einer
zweiten Lesung unterstellt werden. Der Antrag auf eine zweite Lesung muss
vor der Schlussabstimmung gestellt werden.

3 Auf Antrag sind dem Rat flr die zweite Lesung zusétzliche Unterlagen zur
Verfiigung zu stellen und weitere Abklarungen vorzunehmen.

3. Unterabschnitt: Abstimmungsordnung

Artikel 94 Einleitung und Schluss des Abstimmungsverfahrens

1 Antrage, die unbestritten sind, werden vom Landratsprasidium ohne Ab-
stimmung als angenommen erklart. Jedes Ratsmitglied kann jedoch eine
Abstimmung verlangen.

2 |Ist eine Abstimmungsfrage teilbar, so hat jedes Ratsmitglied das Recht,
die getrennte Abstimmung zu verlangen.

3 Vor der Abstimmung wiederholt das Landratsprasidium die eingegange-
nen Antrage und nennt deren Antragsteller oder Antragstellerin. Alsdann
erlautert es die Art und Reihenfolge der Abstimmung. Uber Einwendungen
entscheidet der Landrat, bevor zur Abstimmung geschritten wird.

“° Fassung gemass LRB vom 26. Marz 2014, in Kraft gesetzt auf den 1. Juli 2014 (AB vom
4. April 2014).
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4 Nach erfolgter Abstimmung halt das Landratsprasidium den Antrag fest,
den der Landrat beschlossen hat.

Artikel 95 Vorgehen bei Abstimmungen

1 Das Landratsprasidium stellt zunéchst fest, welche Antrage als Hauptan-
trage, welche als Abanderungsantrage zu Hauptantragen und gegebenen-
falls welche als Unterabanderungsantrage zu Abé&nderungsantréagen gelten.

2 Alsdann nimmt es die Abstimmung nach folgenden Grundséatzen vor:

a) Unterab&anderungsantrage sind vor den Ab&nderungsantréagen und diese
vor den Hauptantragen zur Abstimmung zu bringen;

b) stehen sich dabei auf der Stufe der Unterab&nderungsantrage, der Ab-
anderungsantrage oder der Hauptantrage je mehr als zwei Antrage ge-
genuber, so sind jeweils nur zwei Antrége in eine Abstimmung zu neh-
men, und zwar so:

1. zuerst werden die Antrage einzelner Ratsmitglieder, je zu zweien,
einander gegenubergestellt;

2. der obsiegende Antrag wird dem Antrag der Kommissionsminderheit
gegenubergestellt;

3. der obsiegende Antrag wird dem Antrag der Kommissionsmehrheit
gegenubergestellt;

4. der obsiegende Antrag wird dem Antrag in der regierungsratlichen
Botschaft gegenibergestellt. Erklart sich der Regierungsrat mit dem
obsiegenden Antrag einverstanden, entféllt die Gegeniberstellung
mit dem regierungsratlichen Antrag.

3 Die Zustimmung zu einem erledigten Antrag verpflichtet nicht zur Zustim-
mung zu einem gleichen Antrag, der spéater zur Abstimmung gelangt.

Artikel 96 Art der Stimmabgabe

1 Die Abstimmung erfolgt:

a) durch offenes Handmehr. Kann das Landratsprasidium dabei das Mehr
nicht eindeutig feststellen, hat es eine Zahlung der Stimmen oder eine
Wiederholung der Abstimmung anzuordnen. Die Stimmen sind zudem zu
zéhlen, wenn der Landrat das auf Antrag eines Ratsmitglieds be-
schliesst. Derartige Antrdge mussen vor der Bekanntgabe des Abstim-
mungsergebnisses gestellt werden;

b) durch geheime Abstimmung in den vorgeschriebenen Fallen oder wenn
15 Ratsmitglieder einem solchen Antrag zustimmen. Bei geheimen Ab-
stimmungen zahlen die Stimmenzadhler und Stimmenzé&hlerinnen die
ausgeteilten und eingegangenen Stimmzettel, ermitteln das erforderliche
Mehr und teilen das Ergebnis dem Landratsprasidium mit, das es dem
Rat zur Kenntnis bringt;
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¢) durch Namensaufruf, wenn 15 Mitglieder einem solchen Antrag zustim-
men, jedoch nur in Sachgeschaften und sofern nicht geheime Abstim-
mung stattfindet. Dabei gilt Folgendes:

1. das Landratsprasidium setzt den Wortlaut der Stimmabgabe fest;

2. die Stimmabgabe oder Stimmenthaltung der einzelnen Mitglieder wird
in das Protokoll eingetragen;

3. als Stimmende durfen nur diejenigen Mitglieder gezahlt werden, wel-
che die Stimme unmittelbar nach dem Aufruf ihres Namens abgege-
ben haben.

2 Bei Wahlen ist der Namensaufruf unzulassig.
3 Uber Begnadigungsgesuche wird stets geheim abgestimmit.

4. Unterabschnitt: Beschlussfassung

Artikel 97 Begriffe der verschiedenen Mehrheiten

Es bedeuten:
a) einfaches Mehr: Mehrheit der Stimmenden;

b) absolutes Mehr: Mehrheit der anwesenden Ratsmitglieder. Dabei wird
die Person des Landratsprasidenten oder der Landratsprasidentin mit-
gezahlt;

c) Zweidrittelsmehr: zwei Drittel der anwesenden Ratsmitglieder.

Artikel 98 Erforderliches Mehr

1 Der Landrat fasst seine Beschlisse mit einfachem Mehr, sofern die Ge-
schéaftsordnung oder die besondere Gesetzgebung nichts anderes be-
stimmt.

2 Verfassungs- und Gesetzesvorlagen verabschiedet er mit absolutem
Mehr.

3 Wenn fir einen Beschluss das absolute Mehr oder das Zweidrittelsmehr
erforderlich ist, teilt das Landratsprasidium bei der Bekanntgabe des Ab-
stimmungsergebnisses mit:

a) die Zahl der anwesenden Ratsmitglieder;

b) die Zahl der abgegebenen Stimmen;

c) das absolute Mehr bzw. die Zweidrittelsmehrheit und

d) die Zahl der daftir und dagegen abgegebenen Stimmen.

Artikel 99 Stimme des Landratsprasidiums

1 Bei offenen Abstimmungen stimmt das Landratspréasidium nicht. Stattdes-
sen gibt es bei Stimmengleichheit den Stichentscheid.
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2 Bei Wahlen und bei geheimen Abstimmungen stimmt das Landratsprasidi-
um mit. Seine Stimme wird zur Berechnung des Mehrs mitgezahlt. Bei
Stimmengleichheit entscheidet das Los.

Artikel 100  Elektronische Abstimmung
1 Sobald die technischen Mdglichkeiten bestehen, werden die Stimmen bei
Abstimmungen elektronisch ausgezahilt.

2 Bei offenen Abstimmungen wird das Abstimmungsverhalten der einzelnen
Landratsmitglieder aufgezeigt. Bei geheimen Abstimmungen dagegen wird
das Abstimmungsergebnis nur als Summe dargestellt.

3 Abstimmungen mit Namensaufruf werden nicht elektronisch ausgezahit.

5. Unterabschnitt: Ordnungsantrage

Artikel 101  Arten

Als Ordnungsantrage gelten:

a) Antrage zur Handhabung der Geschéaftsordnung;

b) Antrdge zur Form der Beratung, namentlich solche auf geheime Ver-
handlung;

¢) Rickkommensantrage;

d) Rickweisungsantrage, d. h. Antrage, ein Geschaft an den Regierungs-
rat, an die vorberatende Kommission oder an eine neu zu wahlende
Kommission zuriickzuweisen. Die Ruckweisung kann mit Direktiven ver-
bunden werden;

e) Antrége auf Unterbruch der Verhandlung, Verschiebung des Geschéftes,
Abbruch der Sitzung oder Vertagung der Session;

f) Antréage auf Schluss der Diskussion.

Artikel 102  Behandlung

1 Ordnungsantrage kénnen jederzeit gestellt werden, soweit sich nicht aus
der Geschaftsordnung eine Einschrankung ergibt.

2 Sie sind vor jedem anderen Antrag zu beraten und zu erledigen. Diskussi-
onen und Beschlisse haben sich in diesen Féllen auf den Ordnungsantrag
zu beschranken.

3 Der Antrag auf Schluss der Diskussion wird ohne Begriindung und ohne
Beratung sofort zur Abstimmung gebracht. Zur Annahme ist die Zweidrit-
telsmehrheit erforderlich. Ist der Antrag angenommen, darf das Wort nicht
mehr erteilt werden.

4 Uber Antrage auf geheime Verhandlung wird geheim abgestimmt.
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6. Unterabschnitt: Das Landratsprotokoll

Artikel 103  Allgemeine Bestimmungen

1 Das Ratssekretariat fuhrt das Protokoll des Landrats. Die Ratsleitung ord-
net die Stellvertretung. In Ausnahmeféllen und nach Absprache mit dem
Regierungsrat kann die Ratsleitung auf Mitarbeitende der Standeskanzlei
zurlickgreifen.

2 Die Ratsleitung genehmigt das Protokoll der Session so rasch als méglich.
3 Das Protokoll wird periodisch dem Staatsarchiv abgeliefert.

Artikel 104  Einwendungen
1 Einwendungen gegen die Abfassung des Protokolls sind bis zur Uber-
nachsten Session schriftlich beim Landratsprasidium anzubringen.

2 Die Ratsleitung entscheidet darliber vor Beginn der nachstfolgenden Sit-
zung des Landrats.

3 Die Erledigung wird zu Beginn der Sitzung dem Landrat bekannt gegeben.
Bei Einspruch entscheidet der Landrat sofort, wobei sich an der Verhand-
lung nur diejenigen Ratsmitglieder beteiligen dirfen, die an der protokollier-
ten Verhandlung teilgenommen haben.

4 Die Berichtigung des Protokolls darf sich nur auf die Redaktion, auf Aus-
lassungen und auf offenkundige Irrtimer beziehen. Sie darf keine Anderung
der Beschllsse bewirken.

Artikel 105  Inhalt und Beilagen

1 Das Landratsprotokoll enthalt:
a) Ort, Datum und Zeit der Sitzung;

b) die Namen des oder der Vorsitzenden, des Protokollfuhrers oder der Pro-
tokollfihrerin und der abwesenden Mitglieder;

c) die Beratungsgegenstande;

d) die zur Abstimmung gelangten Antrage und die Namen der Antragsteller
und Antragstellerinnen;

e) die Beschlisse, gegebenenfalls mit summarischer Wiedergabe der Moti-
ve;

f) bei Auszéhlung die Abstimmungsergebnisse;

g) bei Abstimmungen unter Namensaufruf die Namen der Stimmenden und
ihr Votum;

h) die Handhabung der Ausstandspflicht;

i) die Erklarungen zu Protokoll, sofern sie unmittelbar bei der Behandlung
des betreffenden Geschéftes, spatestens unmittelbar nach Fassung ei-
nes Beschlusses abgegeben werden;
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j) sonstige durch die Geschaftsordnung oder anderweitige Vorschrift ver-
langte oder durch Ratsbeschluss angeordnete Angaben;

k) Anregungen einzelner Ratsmitglieder im Zusammenhang mit Rickwei-
sungsantragen oder mit einer zweiten Lesung;

I) die Unterschrift des Landratsprasidiums und des Protokollfihrers oder
der Protokollfuhrerin.

2 Dem Protokoll sind beizuheften:

a) die Antrage des Regierungsrats und der Kommissionen sowie die Bot-
schaften und Berichte zu jedem Geschéft;

b) die schriftlich abgegebenen Antrage;
¢) die schriftliche Begriindung parlamentarischer Vorstosse;
d) allfallige weitere Dokumente.

Artikel 106  Tonaufzeichnung

1 Die offentlichen Verhandlungen des Landrats werden mit einem geeigne-
ten Tontrager vollstandig aufgezeichnet.

2 Das Staatsarchiv bewahrt diese Tontrager auf. Sie kdnnen dort von jeder
Person abgehort werden. Vorbehalten bleiben Landratsprotokolle tiber nicht
offentliche Landratsgeschéfte.

Artikel 107  Veroffentlichung

1 Das Ratssekretariat veroffentlicht im Amtsblatt einen Auszug aus dem
Landratsprotokoll.

2 Die Standeskanzlei veroffentlicht die genehmigten Landratsprotokolle im
Internet. Diese kdnnen zudem von jedermann bei der Standeskanzlei ein-
gesehen werden. Vorbehalten bleiben Landratsprotokolle tber nicht 6ffentli-
che Landratsgeschéfte.

6. Kapitel: PARLAMENTARISCHE VORSTOSSE

1. Abschnitt:  Allgemeine Bestimmungen

Artikel 108  Einreichung und Unterzeichnung

1 Jedes Ratsmitglied, jede landratliche Kommission und jede Fraktion kann
wahrend der Session beim Landratsprasidium parlamentarische Vorstésse
einreichen.

2 Vorstdsse sind vom einreichenden und von einem zweiten Ratsmitglied zu
unterzeichnen. Bei Vorstdssen einer landréatlichen Kommission oder einer
Fraktion gilt deren Prasidium oder Stellvertretung als erstunterzeichnetes
Ratsmitglied. Es handelt im Namen der Kommission oder der Fraktion.
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3 Das Landratsprasidium gibt dem Rat die eingereichten Vorstdsse bekannt.
Vorbehalten bleibt die Regelung der Kleinen Anfrage.

Artikel 109  Miindliche Begriindung

1 Das Ratsmitglied, das den Vorstoss einreicht, Gibergibt den Text zu Beginn
der Sitzung dem Présidium.

2 Es begriindet gemass der Traktandenliste den Vorstoss mundlich vor dem
Landrat. Dabei hat es sich kurz und klar zu fassen. Ist die Begriindung weit-
schweifig, ermahnt das Landratsprasidium das vortragende Ratsmitglied zu
Kirze. Halt sich dieses nicht daran, wird ihm das Wort entzogen.

3 Das Ratsmitglied kann eine schriftiche Zusammenfassung der Begrin-
dung zuhanden des Protokolls abgeben.

Artikel 110  Beantwortung durch den Regierungsrat

1 Der Regierungsrat beantwortet den Vorstoss in der Regel frihestens in
der néchstfolgenden Session.

2 Er stellt seine schriftliche Antwort allen Mitgliedern des Landrats spates-
tens zwei Wochen vor dem Beginn der Session zu, in der der Vorstoss be-
handelt wird.

3 Vorbehalten bleiben die besonderen Vorschriften der Geschéftsordnung,
namentlich jene fur die dringlich erklarte Interpellation, die Kleine Anfrage
und die Fragestunde.

Artikel 111 Vorstoss zur Anderung der Geschéftsordnung

1 Wenn ein Vorstoss beantragt, die Geschéftsordnung des Landrats* zu
andern, Ubernimmt die Ratsleitung die Aufgaben, die die Geschéftsord-
nung* dem Regierungsrat zuweist.

2 Es gelten folgende Verfahrensregeln:

a) der Vorstoss geht an die Ratsleitung, die dem Rat dazu eine Botschaft
vorlegt, nachdem sie den Regierungsrat angehort hat;

b) der Landrat entscheidet Uiber den Antrag der Ratsleitung nach den Re-
geln, die fir den betreffenden Vorstoss gelten;

c) lehnt der Landrat den Antrag ab, ist das Geschéft erledigt. Andernfalls
geht es wieder an die Ratsleitung, die eine Vorlage ausarbeitet und dem
Landrat zum Beschluss vorlegt, nachdem sie den Regierungsrat ange-
hort hat.

“ R b2.3121
“2RB 2.3121
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Artikel 112 Abweichungen im Einzelfall

Der Landrat kann im Einzelfall beschliessen, ausnahmsweise von den all-
gemeinen Verfahrensregeln dieses Abschnitts abzuweichen.

2. Abschnitt: Die einzelnen Vorstdsse

1. Unterabschnitt: Initiative

Artikel 113  Gegenstand und Anzahl nétiger Unterschriften

1 Eine Initiative kann ergriffen werden, um:

a) eine formulierte Vorlage einzureichen fur einen Rechtserlass der Verfas-
sungs-, Gesetzes- oder Verordnungsstufe;

b) den Entscheid des Landrats dartber zu erwirken, ob die den Kantonen
in der Bundesverfassung eingerdumten bundesstaatlichen Mitwirkungs-
rechte ausgeiibt werden sollen*®, namentlich das Recht, ein fakultatives
Gesetzesreferendum zu unterstiitzen** oder eine Standesinitiative einzu-
reichen®.

2 Die Initiative muss von mindestens 15 Ratsmitgliedern unterzeichnet sein.

Artikel 114  Behandlung

1 Nach der Begriindung im Landrat bestellt die Ratsleitung eine Priifungs-
kommission, die die Initiative prift und dem Landrat Antrag stellt. Sie kann
das Geschéft einer bestehenden Kommission zur Prifung und Antragstel-
lung Gberweisen.

2 Der Regierungsrat nimmt zur Initiative in einem schriftlichen Bericht an die
Kommission und an den Landrat Stellung. Ihm steht das Recht zu, einen
Gegenvorschlag zu unterbreiten.

3 Das Geschéft geht nach der Behandlung durch die Kommission an den
Landrat. Dieser behandelt die parlamentarische Initiative wie eine Vorlage
zu einem Rechtserlass.

2. Unterabschnitt: Motion

Artikel 115  Begriff

Mit der Erheblicherklarung der Motion wird der Regierungsrat verpflichtet,
dem Landrat einen Entwurf zu einem Rechtserlass des Landrats oder des

“ Siehe dazu Art. 93 Buchstabe ¢ Kantonsverfassung (RB 1.1101).
“ Siehe dazu Art. 141 der Bundesverfassung (BV, SR 101).
“® Siehe dazu Art. 160 der Bundesverfassung (BV, SR 101).
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Volks oder zu einem Beschluss vorzulegen, zu dem der Landrat zusténdig
ist.

Artikel 116  Einreichung und Behandlung

1 Jedes Ratsmitglied, jede landratliche Kommission und jede Fraktion hat
das Recht, eine Motion einzureichen. Fur die Unterzeichnung ist Artikel 108
Absatz 2 zu beachten.

2 Wenn eine Kommission mit ihrem Antrag eine Motion verbindet, erfolgt
deren Begriindung sofort nach der Behandlung dieses Geschéfts.

3 Zur Behandlung der Motion erhélt das erstunterzeichnete Ratsmitglied
oder, wenn es verhindert ist, das nachstfolgende, das Wort, um zur schriftli-
chen Antwort des Regierungsrats Stellung zu nehmen. Danach erfolgt die
allgemeine Beratung. Anschliessend stimmt der Landrat dariiber ab, ob er
die Motion ganz oder teilweise erheblich erklaren will.

4 Ist die Motion inhaltlich teilbar, kann Uber die einzelnen Punkte getrennt
beraten und abgestimmt werden.

Artikel 117  Ruckzug und Umwandlung

1 Das erstunterzeichnete Ratsmitglied kann die Motion ganz oder teilweise
zuriickziehen oder deren Umwandlung in ein Postulat erklaren. Handelt es
sich um eine Motion einer Kommission, steht dieses Recht dem Kommissi-
onsprasidium, bei einer Motion einer Fraktion dem Fraktionssprecher oder
der Fraktionssprecherin zu. Motionen, die so in ein Postulat umgewandelt
wurden, gelten als Postulat und sind als solches zu behandeln.

2 Jedes Ratsmitglied kann beantragen, eine zuriickgezogene Motion wieder
aufzunehmen.

Artikel 118  Abschreibung

Erheblich erklarte Motionen, die erfullt oder nicht mehr weiterzubearbeiten
sind, erklart der Landrat mit dem entsprechenden Sachgeschéaft oder mit
dem Beschluss zum periodischen Rechenschaftsbericht als erledigt.

3. Unterabschnitt: Postulat

Artikel 119  Begriff

Mit der Uberweisung eines Postulates wird der Regierungsrat verpflichtet:

a) Bericht zu erstatten, ob dem Landrat ein Entwurf zu einem Rechtserlass
des Landrats oder des Volkes oder zu einem Beschluss, zu dem der
Landrat zustandig ist, vorgelegt werden soll;
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b) einen bestimmt umschriebenen Gegenstand zu prifen und dem Rat dar-
Uber Bericht zu erstatten sowie zutreffendenfalls Antrag zu stellen oder
eine Vorlage zu unterbreiten.

Artikel 120  Einreichung und Behandlung

1 Jedes Ratsmitglied, jede landratliche Kommission und jede Fraktion hat
das Recht, ein Postulat einzureichen. Fir die Unterzeichnung ist Artikel 108
Absatz 2 zu beachten.

2 Wenn eine Kommission mit ihrem Antrag ein Postulat verbindet, erfolgt
dessen Begrundung sofort nach der Behandlung dieses Geschéfts.

3 Zur Behandlung des Postulats erhalt das erstunterzeichnete Ratsmitglied
oder, wenn es verhindert ist, das nachstfolgende, das Wort, um zur schriftli-
chen Antwort des Regierungsrats Stellung zu nehmen. Danach erfolgt die
allgemeine Beratung. Anschliessend stimmt der Landrat dariiber ab, ob er
das Postulat ganz oder teilweise tiberweisen will.*®

4 |st das Postulat inhaltlich teilbar, kann tber die einzelnen Punkte getrennt
beraten und abgestimmt werden.

Artikel 121  Ruckzugsverbot

Das eingereichte Postulat kann weder ganz noch teilweise zuriickgezogen
werden.

Artikel 122  Abschreibung

Uberwiesene Postulate, die erfiillt oder nicht mehr weiterzubearbeiten sind,
erklart der Landrat mit dem entsprechenden Sachgeschaft oder mit dem
Beschluss zum periodischen Rechenschaftsbericht als erledigt.

4. Unterabschnitt: Parlamentarische Empfehlung

Artikel 123 Begriff

Die vom Landrat beschlossene Empfehlung ladt die Regierung oder die Ge-
richte ein, Massnahmen zu treffen, die ausschliesslich in ihrem Zustandig-
keitsbereich liegen.

Artikel 124  Einreichung und Behandlung

1 Jedes Ratsmitglied, jede landratliche Kommission und jede Fraktion hat
das Recht, eine parlamentarische Empfehlung einzureichen. Fir die Unter-
zeichnung ist Artikel 108 Absatz 2 zu beachten.

“® Fassung gemass LRB vom 24. Mai 2017, in Kraft gesetzt auf den 1. Juni 2017 (AB vom
2. Juni 2017).
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2 Wenn eine Kommission mit ihrem Antrag eine parlamentarische Empfeh-
lung verbindet, erfolgt deren Begriindung sofort nach der Behandlung die-
ses Geschatfts.

3 Zur Behandlung der parlamentarischen Empfehlung erhélt das erstunter-
zeichnete Ratsmitglied oder, wenn es verhindert ist, das nachstfolgende,
das Wort, um zur schriftlichen Antwort des Regierungsrats Stellung zu neh-
men. Danach erfolgt die allgemeine Beratung. Anschliessend stimmt der
Lan%i?rat dariber ab, ob er das Postulat ganz oder teilweise Uberweisen
will.

4 |st die parlamentarische Empfehlung inhaltlich teilbar, kann Uber die ein-
zelnen Punkte getrennt beraten und abgestimmt werden.

Artikel 125  Ruckzugsverbot

Die eingereichte parlamentarische Empfehlung kann weder ganz noch teil-
weise zurlickgezogen werden.

Artikel 126 Abschreibung

Uberwiesene parlamentarische Empfehlungen, die erfiillt oder nicht mehr
weiterzubearbeiten sind, erklart der Landrat mit dem entsprechenden Sach-
geschéaft oder mit dem Beschluss zum periodischen Rechenschaftsbericht
als erledigt.

5. Unterabschnitt: Interpellation

Artikel 127  Begriff

Mit der Interpellation wird der Regierungsrat ersucht, dem Landrat Auskunft
zu erteilen zu irgendeinem Gegenstand, der unter der verfassungsmassigen
Oberaufsicht des Landrats steht.

Artikel 128  Einreichung und Behandlung

1 Jedes Ratsmitglied, jede landréatliche Kommission und jede Fraktion haben
das Recht, eine Interpellation einzubringen. Fir die Unterzeichnung ist Arti-
kel 108 Absatz 2 zu beachten.

2 Das erstunterzeichnete Ratsmitglied oder, wenn es verhindert ist, das
nachstfolgende, erhalt das Wort, um zu erklaren, ob es von der schriftlichen
Antwort des Regierungsrats befriedigt ist oder nicht. Es kann das begrin-
den. Danach erfolgt die allgemeine Beratung.*

" Fassung gemass LRB vom 24. Mai 2017, in Kraft gesetzt auf den 1. Juni 2017 (AB vom
2. Juni 2017).
8 Fassung gemass LRB vom 24. Mai 2017, in Kraft gesetzt auf den 1. Juni 2017 (AB vom
2. Juni 2017).

40



2.3121

Artikel 129  Dringliche Interpellation
1 Ist eine Interpellation als dringlich bezeichnet, befindet der Rat am Tag der
Begrundung uber die Dringlichkeit des Vorstosses.

2 Dringlich erklarte Interpellationen beantwortet der Regierungsrat innert
funf Arbeitstagen. In begriindeten Ausnahmeféllen kann das Landratsprési-
dium diese Frist geringfiigig erstrecken.

3 Die schriftlich beantwortete Interpellation wird fir die folgende Session
traktandiert.

6. Unterabschnitt: Kleine Anfrage

Artikel 130  Begriff

Mit der Kleinen Anfrage wird der Regierungsrat ersucht, dem Landrat Auf-
schluss zu erteilen Uber irgendeinen Gegenstand, der unter der verfas-
sungsmassigen Oberaufsicht des Landrats steht.

Artikel 131  Einreichung und Behandlung
1 Jedes Ratsmitglied, jede landratliche Kommission und jede Fraktion kann
jederzeit schriftlich und ohne Begriindung eine Kleine Anfrage einreichen.

2 Die Kleine Anfrage ist schriftlich und von mindestens einem Ratsmitglied
unterzeichnet beim Ratsprasidium mit Kopie an die Standeskanzlei einzu-
reichen.

3 Die Beantwortung erfolgt innert zwei Monaten durch den Regierungsrat
schriftlich an alle Ratsmitglieder, ausnahmsweise mundlich an den Landrat.

4 Diskussion, Beratung und Abstimmung sind ausgeschlossen.

7. Unterabschnitt: Fragestunde

Artikel 132  Begriff

Jedes Ratsmitglied kann dem Regierungsrat Fragen zu einem Gegenstand
stellen, der unter der verfassungsmassigen Oberaufsicht des Landrats
steht.

Artikel 133 Vorgehen und Behandlung

1 Fir jede Session wird eine Fragestunde traktandiert.

2 Das Ratsmitglied, dessen Fragen in der Fragestunde beantwortet werden
sollen, muss seine Fragen schriftlich bei der Standeskanzlei einreichen, und
zwar bis spatestens 07.30 Uhr des letzten Werktages vor der Sitzung mit
der traktandierten Fragestunde. Gleichzeitig ist das Landratsprasidium mit
einer Kopie zu bedienen.
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3 Die Fragen sind kurz und klar zu formulieren. Das Landratspréasidium kann
zu umfangreiche oder zu weitschweifige Fragen zur Verbesserung bzw. zur
Kirzung zurtickweisen.

4 Das zustandige Regierungsratsmitglied beantwortet die gestellten Fragen
miindlich und kurz wahrend der Fragestunde. Diskussion, Beratung und
Abstimmung sind ausgeschlossen.

7. Kapitel: BERICHTE DES REGIERUNGSRATS

Artikel 134  Schriftliche Berichte des Regierungsrats

1 Schriftliche Berichte, die der Regierungsrat gestitzt auf ein Uberwiesenes
Postulat oder von sich aus vorlegt, werden zur Diskussion im Rat traktan-
diert.

2 Die zustandige Kommission hat den Bericht vorzuberaten. Sie beantragt
dem Rat, den Bericht «zustimmend», «ablehnend» oder «ohne Wertung»
zur Kenntnis zu nehmen. Sie kann damit einen sachbezogenen parlamenta-
rischen Vorstoss verbinden.

Artikel 135  Mindliche Berichterstattung des Regierungsrats

1 Der Regierungsrat kann den Landrat tUber wichtige Geschafte mindlich
informieren, indem er das Geschéft fur eine bestimmte Session traktandie-
ren lasst. Die Ratsleitung kann ihn dazu von sich aus oder auf Begehren
einer Fraktion einladen.

2 Wird die miindliche Berichterstattung durch den Regierungsrat im Rat trak-
tandiert, findet nach der Information dazu eine Diskussion im Rat statt.

3 Beschlisse werden keine gefasst.

8. Kapitel: WAHLEN

Artikel 136 Grundsatz der geheimen Wahl

1 Die Wabhlen sind geheim durchzufihren.

2 Sofern die Geschéftsordnung nicht zwingend geheime Wabhl vorsieht, kann
der Landrat offene Wahl beschliessen.

Artikel 137  Vorgehen bei geheimen Wahlen

1 Der Landweibel teilt die Stimmzettel aus und sammelt sie wieder ein.

2 Die Stimmenzahler oder Stimmenzahlerinnen stellen die Zahl der ausge-
teilten und der eingegangenen Zettel fest, ermitteln das Resultat des Wahl-
ganges, halten es schriftlich fest und bringen es dem Landratsprasidium,
das es dem Rat zur Kenntnis bringt.
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Artikel 138  Massgebliches Mehr

1 Die dem Rat obliegenden Wahlen werden nach dem Grundsatz des abso-
luten Mehrs vorgenommen.

2 Zur Berechnung des absoluten Mehrs sind folgende Regeln zu beachten:

a) die Stimmenthaltungen und die ungiltigen Stimmen fallen ausser Be-
tracht;

b) die Stimme des oder der Vorsitzenden wird fur die Berechnung des ab-
soluten Mehrs mitgezéhlt;

c) bei geheimen Wahlen werden leere Stimmzettel zur Berechnung des
absoluten Mehrs mitgezabhlt.

3 Kommt eine Wahl bei zwei und mehr Vorschlagen im ersten Wahlgang
nicht zustande, so fallt jedes Mal jene kandidierende Person aus der Wahl,
die die wenigsten Stimmen auf sich vereinigt. Stehen sich nur noch zwei
Kandidaten oder Kandidatinnen gegeniber, entscheidet das einfache Mehr.

Artikel 139  Wahl von Angestellten und Beauftragten

1 Die Wahl der Angestellten und Beauftragten, die durch Rechtsvorschrift
dem Landrat vorbehalten ist, ist immer geheim durchzufiihren.

2 Dabei gelten folgende Wahlregeln:

a) kommt eine Wahl bei einem Einzelvorschlag im ersten Wahlgang nicht
zustande, so wird ein zweiter Wahlgang durchgeftihrt. Bleibt es auch im
zweiten Wahlgang beim Einzelvorschlag und erreicht die kandidierende
Person die absolute Mehrheit nicht, so ist die Wahl nicht zustande ge-
kommen und das Wahlgeschaft wird fir dieses Mal abgeschrieben;

b) kommt eine Wahl bei zwei und mehr Vorschlagen im ersten Wahlgang
nicht zustande, so féallt jedes Mal jene kandidierende Person aus der Ab-
stimmung, die die wenigsten Stimmen auf sich vereinigt. Erreicht keine
kandidierende Person das absolute Mehr, so ist die Wahl nicht zustande
gekommen und das Geschéft wird fir dieses Mal abgeschrieben;

c) Stimmen fir Kandidaten und Kandidatinnen, die nicht spatestens vor
dem zweiten Wahlgang vorgeschlagen wurden, sind ungdiltig;

d) bei Gleichheit der Stimmen entscheidet das Los darlber, welche kandi-
dierende Person aus der Wahl fallt. Stehen bei der Losziehung nur noch
zwei Kandidaten oder Kandidatinnen in der Wahl, so entscheidet das
Los endguiltig Uber die Wahl — ohne Ricksicht auf das absolute Mehr.
Das gezogene Los bestimmt die gewahlte Person. Die Losziehung er-
folgt durch das Landratsprasidium. Die Stimmenzahler oder Stimmen-
zéhlerinnen sowie der Protokollfiihrer oder die Protokollfihrerin unter-
stitzen das Landratsprasidium bei der Vorbereitung;

e) das Resultat eines jeden Wahlganges ist im Protokoll festzuhalten.

3 Das Ratssekretariat stellt dem oder der Gewahlten eine Wahlanzeige zu,
die den Namen, die Funktion und die Amtsdauer nennt.
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4 Fir die Wahl der Angestellten bleibt im Ubrigen das geltende Personal-
recht vorbehalten.

Artikel 140 Behdordenwahl

1 Mehrere gleichartige Wahlen werden als Behérdenwahlen vorgenommen,
wenn der Rat nichts anderes beschliesst.

2 Das absolute Mehr wird nach der Zahl der Stimmzettel ermittelt, die we-
nigstens einen giltigen Namen enthalten.

3 Uberzéhlige Namen sind von unten nach oben zu streichen. Der gleiche
Name wird nur einmal gezahlt.

4 Erreichen mehr Personen, als zu wahlen sind, das absolute Mehr, so fallt
der Kandidat oder die Kandidatin mit der geringsten Stimmenzahl aus der
Wahl. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. Das gezogene Los be-
stimmt die gewahlte Person.

5 Ist nur ein Behodrdenmitglied zu wahlen (Ersatz oder Nachwabhl), gelten der
Grundsatz der geheimen Wahl sowie die allgemeinen Regeln fur Einzelwah-
len.

9. Kapitel: AUFSICHTSBESCHWERDEN, PETITIONEN,
BEGNADIGUNGEN

1. Abschnitt: Aufsichtsbeschwerden

Artikel 141 Zul&ssigkeit

Soweit die Gesetzgebung das vorsieht, beurteilt der Landrat Aufsichtsbe-
schwerden gegen den Regierungsrat, gegen das Obergericht sowie solche
gegen deren Mitglieder.

Artikel 142  Verfahrensregeln

1 Die Aufsichtsbeschwerde ist an keine Frist gebunden. Sie ist dem Land-
ratsprasidium zuhanden der Staatspolitischen Kommission einzureichen.
Diese pruft die Anzeige und stellt dem Landrat Antrag.

2 Der Anzeiger oder die Anzeigerin hat nicht die Rechte eines oder einer
Beteiligten. Er oder sie hat jedoch Anspruch darauf, dass ihm oder ihr die
Art der Erledigung mitgeteilt wird, sofern die Anzeige nicht haltlos oder mut-
willig ist.

3 Im Ubrigen ist die Verordnung iber die Verwaltungsrechtspflege®® sinn-
gemass anzuwenden.

‘9 RB 2.2345
44



2.3121

2. Abschnitt: Petitionen

Artikel 143  Vorgehen

Petitionen, die das Landratsprasidium dem Landrat nicht bloss zur Kenntnis
bringt, und solche, fir die der Landrat eine Weiterbehandlung beschliesst,
werden der Justizkommission zur Prifung und Antragstellung an den Land-
rat Uberwiesen.

3. Abschnitt: Begnadigungen

Artikel 144  Vorgehen
1 Der Regierungsrat hat dem Landrat zum Begnadigungsgesuch eine Bot-
schaft vorzulegen.

2 Gestitzt darauf hat die Justizkommission das Begnadigungsgesuch zu
prufen und dem Landrat Antrag zu stellen.

10. Kapitel:  VEROFFENTLICHUNG VON RECHTSERLASSEN
DES LANDRATS

Artikel 145  Veroffentlichung von Verfassungs- und Gesetzesvorlagen
1 Verfassungs- und Gesetzesvorlagen an das Volk sind zusammen mit den
Erlauterungen im Amtsblatt zu veréffentlichen.

2 Wird die Vorlage in der Volksabstimmung angenommen, gilt diese Publi-
kation als gultige Veroffentlichung des Erlasses.

Artikel 146  Veroffentlichung von Verordnungen und Reglementen

Verordnungen und Reglemente sind durch den Abdruck im Amtsblatt gultig
veroffentlicht.

Artikel 147%° Urner Rechtsbuch

Die in Rechtskraft erwachsenden Gesetze, Verordnungen und Reglemente
sowie die sonstigen Erlasse allgemeiner verbindlicher Natur werden vom
Regierungsrat im Urner Rechtsbuch zusammengefasst sowie auf der Ho-
mepage veroffentlicht.

* Fassung gemass LRB vom 25. Mai 2016, in Kraft gesetzt auf den 1. Juni 2016 (AB vom
3. Juni 2016).
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11. Kapitel:  SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 148  Aufhebung bisherigen Rechts
Die Geschéftsordnung des Landrats vom 22. April 1998°" wird aufgehoben.

Artikel 149  Inkrafttreten
Diese Geschéftsordnung des Landrats tritt auf den 1. Juni 2012 in Kraft.

Im Namen des Landrats

Der Prasident: Josef Schuler
Die Ratssekretarin: Kristin Arnold Thalmann

51 RB 2.3121
46



	1. Kapitel:  ANWENDBARES RECHT 
	2. Kapitel:  KONSTITUIERUNG 
	1. Abschnitt:  Nach der Gesamterneuerung 
	2. Abschnitt:  Während der Amtsdauer 
	3. Abschnitt:  Eid und Gelübde 
	3. Kapitel:  ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 
	1. Abschnitt:  Die Ratsmitglieder 

	2. Abschnitt:  Die Fraktionen 
	4. Kapitel:  ORGANISATION 
	1. Abschnitt:  Organe des Landrats 
	2. Abschnitt:  Landratspräsidium 
	3. Abschnitt:  Ratsleitung 
	1. Unterabschnitt:  Allgemeine Bestimmungen 
	2. Unterabschnitt:  Stimmenzähler und Stimmenzählerin 

	4. Abschnitt:  Die Kommissionen 
	1. Unterabschnitt:  Allgemeine Bestimmungen 
	2. Unterabschnitt:  Ständige Kommissionen a) Arten und allgemeine Regeln 
	3. Unterabschnitt:  b) Die einzelnen Kommissionen 
	4. Unterabschnitt:  Nichtständige Kommissionen 
	5. Unterabschnitt:  Vertretung in interparlamentarischen Geschäftsprüfungskommissionen 
	6. Unterabschnitt:  Parlamentarische Untersuchungs-kommission 

	5. Abschnitt:  Ratsdienste 
	1. Unterabschnitt:  Ratssekretariat 

	2. Unterabschnitt:  Landweibel 
	3. Unterabschnitt:  Standeskanzlei 


	5. Kapitel:  SITZUNGEN DES LANDRATS 
	1. Abschnitt:  Sessionen 
	2. Abschnitt:  Geschäfte 
	3. Abschnitt:  Kleidung, Sitzordnung, Teilnehmende, Öffentlichkeit und Medien 
	4. Abschnitt:  Verhandlungsordnung 
	1. Unterabschnitt:  Vorfragen 
	2. Unterabschnitt:  Beratung der einzelnen Geschäfte 
	3. Unterabschnitt:  Abstimmungsordnung 
	4. Unterabschnitt:  Beschlussfassung 
	5. Unterabschnitt:  Ordnungsanträge 
	6. Unterabschnitt:  Das Landratsprotokoll 
	6. Kapitel:  PARLAMENTARISCHE VORSTÖSSE 

	1. Abschnitt:  Allgemeine Bestimmungen 
	2. Abschnitt:  Die einzelnen Vorstösse 
	1. Unterabschnitt:  Initiative 
	2. Unterabschnitt:  Motion 
	3. Unterabschnitt:  Postulat 
	4. Unterabschnitt:  Parlamentarische Empfehlung 
	5. Unterabschnitt:  Interpellation 
	6. Unterabschnitt:  Kleine Anfrage 
	7. Unterabschnitt:  Fragestunde 


	7. Kapitel:  BERICHTE DES REGIERUNGSRATS 
	8. Kapitel:  WAHLEN 
	9. Kapitel:  AUFSICHTSBESCHWERDEN, PETITIONEN, BEGNADIGUNGEN 
	1. Abschnitt:  Aufsichtsbeschwerden 
	2. Abschnitt:  Petitionen 
	3. Abschnitt:  Begnadigungen 

	10. Kapitel:  VERÖFFENTLICHUNG VON RECHTSERLASSEN DES LANDRATS 
	11. Kapitel:  SCHLUSSBESTIMMUNGEN 


